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Anschreiben

Sehr geehrte Damen und Herren,

mit dem hier vorliegenden Konzept bekunden wir - die Trägergemein-

schaft “mitMachen” - unser ausdrückliches Interesse, das Büro für 

Bürgerbeteiligung in der Landeshauptstadt Potsdam zu einem konst-

ruktiven und kritischen Begleiter von Beteiligungsprozessen aller Art 

zu entwickeln.

Die Trägergemeinschaft besteht bisher aus dem Stadtteilnetzwerk 

Potsdam-West e.V., der KUBUS gGmbH sowie dem Stadtjugendring 

Potsdam e.V. und soll zukünftig noch um interessierte Träger erweitert 

werden.

Alle drei Träger sind in Potsdam seit Jahren engagiert und bestens in 

der Stadt vernetzt. Überdies haben alle drei vielfältige Erfahrungen mit 

Beteiligungsprozessen unterschiedlichster Art und mit verschiedenen 

Zielgruppen, da die Beschäftigung mit Themen der Beteiligung bereits 

jetzt zu ihren Kernaufgaben gehört.

Das Stadtteilnetzwerk Potsdam-West e.V. wird während der Aufbau-

phase des Modellprojekts im Namen der Trägergemeinschaft die Ge-

schäftsführung des Büros übernehmen. 

Die Trägergemeinschaft beabsichtigt nach der Aufbauphase des Büros 

ihre Struktur in einen eigens zu gründenden Verein - den gemeinnützi-

gen mitMachen e.V. - zu überführen, sodass zukünftig auch weitere Ins-

titutionen, Vereine, Initiativen und Einwohner_innen an diesem bisher 

einzigartigen Projekt teilhaben können.
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Der Schritt der Vereinsgründung soll in enger Abstimmung mit der LH 

Potsdam erfolgen. mitMachen e.V. wird zahlreiche persönliche und 

institutionelle Unterstützer_innen in das Projekt einbinden.

Wir freuen uns, dass sich bereits jetzt zivilgesellschaftlich engagierte 

Institutionen bereit erklärt haben, uns bei der Entwicklung des Büros 

für Bürgerbeteiligung zu unterstützen.

Wir sind der Ansicht, dass dies einen geeigneten Weg darstellt, um 

dem Anliegen nach einem Mehr an Beteiligung für unsere Stadt ge-

recht zu werden.

Im Folgenden finden Sie alle nötigen Erklärungen zur Trägergemein-

schaft sowie das durch uns erarbeitete Konzept für das verwaltungsex-

terne Büro für Bürgerbeteiligung in einer überblicksartigen Kurzform 

und einer detailreichen Langform.

Aufgrund der innovativen und experimentellen Natur dieses Projektes 

fehlt es an vergleichbaren Beispielen und Erfahrungen aus anderen 

Städten. Wir sind sicher, dass sich über die in diesem Konzept vorge-

schlagenen Methoden hinaus vieles im Laufe des Projekts verändern, 

entwickeln und ergänzen wird.

Wir sind sehr gespannt darauf und wollen dieses Projekt ambitioniert, 

professionell und offen für Neues zu einem tollen Erfolg für unser 

Potsdam machen!

Wir wünschen Ihnen viel Spaß beim Lesen und freuen uns auf Ihre 

Rückmeldung.

Mit freundlichen Grüßen, 

Ihre Trägergemeinschaft “mitMachen”

Potsdam, am 3. Juli 2013
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Stadtteilnetzwerk Potsdam-West e.V.

Selbstdarstellung

Das Stadtteilnetzwerk Potsdam-West e.V. hat es sich zur Aufgabe 

gemacht, ein attraktives, abwechslungsreiches und kreatives bürger-

schaftliches und nachbarschaftliches Miteinander im Stadtteil Potsdam-

West zu befördern.

Seit 2008 initiiert unser Verein Stadtteilversammlungen als Werkstät-

ten, Konferenzen oder Gespräche, die themenoffen alle Bewohnerin-

nen und Bewohner des Stadtteils einladen, sich an der Entwicklung 

und Gestaltung zu beteiligen. Die Initiative zur Gründung unseres 

Vereins 2009 und der Wunsch nach Aufnahme in die Förderung der 

Landeshauptstadt Potsdam entstanden ebenfalls im Rahmen dieser 

Stadtteilkonferenzen. Im Unterschied zu der Bürgerhausarbeit in an-

deren Stadt- und Ortsteilen organisieren wir die Begegnungsarbeit im 

Stadtteil mobil und dezentral.

An verschiedenen Orten im öffentlichen Raum begleiten wir engagierte 

Menschen aus der Nachbarschaft mit Ideen und Aktionen und bele-

ben damit die Stadtteilentwicklung. Beispielhaft dafür sind zahlreiche 

Sport- und Kulturveranstaltungen auf der WESTKURVE (der Spiel- und 

Freizeitanlage an der Hans-Sachs-Straße), der lebendige Adventska-

lender in der Brandenburger Vorstadt sowie der Nikolausmarkt auf 

dem Dr. Rudolf-Tschäpe-Platz und der Ostermarkt in der Stadtheide. 

Seit 2011 findet jährlich der PLATTENSPIELER – Ein Breakdance-Battle 

mit Kiezfest - auf der Freifläche DIE PLATTE an der Haeckelstraße statt. 

Zusammen mit dem Aktionsbündnis „Potsdam bekennt Farbe“ wur-

de im September 2011 das Toleranzfest auf der Wiese am Schillerplatz 

gefeiert.

Weitere kontinuierliche Orte unserer Aktivitäten sind der Seniorentreff-

punkt Brückenbogen 5, die Stadtteilwerkstatt SÄGEWERK und das Ate-

lierhaus SCHOLLE 51, wo sich auch das administrative und logistische 

Zentrum des Stadtteilnetzwerks befindet.

Gemeinsam mit den Bürger- und Begegnungshäusern in Potsdam 

entstand 2012 in redaktioneller Verantwortung des Stadtteilnetzwerks 

die Ausstellung HAUSgemacht, die durch die Stadt- und Ortsteile von 

Potsdam zieht.

Das Stadtteilnetzwerk kooperiert mit lokalen Bildungseinrichtungen, 

u.a. der Leonardo Da Vinci Gesamtschule und versucht, Verbindungen 

zu vielen Vereinen, Initiativen und Einzelpersonen aufzubauen.

Die Landeshauptstadt Potsdam fördert seit 2010 die Arbeit des Stadt-

teilnetzwerks Potsdam-West e.V. im Rahmen der Grundförderung für 

die Bürger- und Begegnungshausarbeit in Potsdam.

Vertretung in kommunalpolitischen Fachgremien

•	 Arbeitskreis der Bürger- und Begegnungshäuser der LH Potsdam

•	 Lokales Bündnis für Familie Potsdam Nord-West

•	 Regionalarbeitskreis Innenstadt / West

•	 Gruppe Bürgerbeteiligung (Begleitung des Prozesses Bürgerbe- 

	 teiligung Potsdam)
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KUBUS gGmbH

Selbstdarstellung

„KUBUS | Gesellschaft für Kultur, Begegnung und soziale Arbeit“ ist 

eine gemeinnützige GmbH, die 1996 als Träger für die ehemalige FDJ 

Jugendeinrichtung alpha gegründet wurde. Nach der Wende war das 

Haus als Jugendclub nicht mehr funktionsfähig. Unter starker Einbe-

ziehung der Nutzer_innen und Nachbar_innen wurde seit 1993 das 

Haus für alle Generationen geöffnet und zum Bürgerhaus am Schlaatz 

weiterentwickelt. Mit der gGmbH wurde eine flexible und offene Or-

ganisationsstruktur gefunden, an der die Landeshauptstadt Potsdam 

weiterhin die Mehrheit hält. Die gGmbH hat in den letzten Jahren 

vermehrt Aufgaben übernommen, die über die Trägerschaft des Objek-

tes Schilfhof 28 hinausgehen. Dazu zählen auch Projekte in der Arbeit 

mit Kindern wie die „Stadt der Kinder” oder das „Kindermusiktheater 

Buntspecht”. Mit der Übernahme des Mehrgenerationenhauses Treff-

punkt Freizeit wurde die GmbH umbenannt und hat ihre Schwerpunkte 

in den Namen aufgenommen „Kultur, Begegung und soziale Arbeit in 

Potsdam”

Der Mehrheitsgesellschafter der gGmbH ist die LH Potsdam, außerdem 

beteiligt ist der Förderverein für Jugend- und Sozialarbeit e.V.

Unser Profil

KUBUS | Gesellschaft für Kultur, Begegnung und soziale Arbeit in Pots-

dam gGmbH ist Trägerin von Einrichtungen, Angeboten und Projekten 

für und mit Bürger_innen in der Stadt Potsdam. Aktuell betreibt sie 

den Treffpunkt Freizeit, das Bürgerhaus am Schlaatz, den Jugendclub 

alpha und das Kindermusiktheater Buntspecht.

Die KUBUS versteht sich als Drehscheibe, die soziale, kulturelle und 

bürgerschaftliche Aktivitäten und Initiativen vernetzt, Kontakte herstellt 

und Öffentlichkeit schafft.

Wir bieten offen, unkompliziert, freundlich und verlässlich Mög

lichkeiten, damit Bewohner_innen der Stadt Potsdam kreativ, sportlich, 

spielerisch, sozial und lernend aktiv werden und an attraktiven, nied-

rigschwelligen Freizeitangeboten teilnehmen können. Wir unterstützen 

in unseren Häusern Gruppen, Vereine und Organisationen, so dass sie 

erfolgreich aktiv sein, arbeiten und feiern können.

Alltägliche und herausragende Angebote der Stadtteilarbeit und der 

sozial-kulturellen Arbeit werden entwickelt und umgesetzt, diese 

Angebote sind gemeinwesenorientiert und generationsübergreifend. 

Sie werden häufig in Kooperationen mit anderen Einrichtungen und 

Organisationen durchgeführt und zeichnen sich durch eine hohe Me-

thodenvielfalt aus. Sozial-kulturelle Arbeit orientiert sich eng an der 

Lebenswelt der Teilnehmer_innen und betont die gemeinschaftsstiften-

den Aspekte von kreativen und kulturellen Aktivitäten.

Freiwillig und ehrenamtlich Engagierte werden unterstützt, nach ei-

genen Vorstellungen selbstbestimmt tätig zu werden. Es werden die 

Voraussetzungen geschaffen, damit das freiwillige Tun erfolgreich sein 

kann und die notwendige Anerkennung erhält.
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KUBUS gGmbH

Begegnung in Potsdam

KUBUS ist Träger des Bürgerhaus am Schlaatz und des Treffpunkt Frei-

zeit in Potsdam. Beide Häuser sind - mit unterschiedlicher Profilierung 

- Orte, an denen die Ziele der Bürger- und Begegnungshausarbeit in 

Potsdam umgesetzt werden.

Das Bürgerhaus am Schlaatz hat sich in den letzten Jahren zu einem 

der großen Veranstaltungsorte in Potsdam und wichtigen sozial-kul-

turellen Zentrum entwickelt. Mit Sitz im Wohngebiet am Schlaatz und 

auch nach ihm benannt, hat es sowohl für das Wohngebiet als Dreh-

scheibe und Anlaufpunkt eine große Bedeutung als auch für die ge-

samte Stadt Potsdam. Hier treffen sich junge und ältere Schlaatzer und 

Potsdamer_innen, um gemeinsam aktiv zu werden. Im Bürgerhaus am 

Schlaatz wird getanzt, Sport getrieben, gemalt, musiziert, diskutiert, 

gelernt, gespielt, gekocht, getöpfert, gefeiert und vieles mehr.

Der Treffpunkt Freizeit ist ein lebendiger und offener Ort, der sowohl 

im Stadtteil verankert ist, als auch in die gesamte Stadt ausstrahlt. Es 

ist ein Ort, der von Kindern gestaltet, von Familien angenommen, von 

Freiwilligen geprägt und von allen Generationen genutzt wird. Im Treff-

punkt Freizeit bieten wir ein attraktives und beliebtes Freizeit-, Kultur- 

und Bildungsprogramm für Kinder, Jugendliche und Erwachsene an.

KUBUS ist ein Träger, der eine hohe Kompetenz und viel Erfahrung im 

Bereich Bürgerbeteiligung und Begegnungshausarbeit hat.

Vertretung in kommunalpolitischen Fachgremien

•	 Arbeitskreis der Bürger- und Begegnungshäuser der LH Potsdam

•	 Regional AG 1 und 3

•	 AG Jugendförderung (AG nach §78 KJHG)

•	 Arbeitskreis Potsdamer Kinder- und Jugendfreizeiteinrichtungen 

(AKKJ)



2120

Unterstützererklärungen » SJR

Stadtjugendring Potsdam e.V.

Selbstdarstellung

Der Stadtjugendring Potsdam e.V. (SJR) fördert die Belange der Ju-

gendarbeit und stärkt die Rechte von Kindern und Jugendlichen in 

der Stadt Potsdam. Im SJR haben sich auf Stadtebene im Bereich der 

Jugendarbeit tätige Organisationen und Jugendverbände (derzeit 24) 

zusammengeschlossen.

Überparteilich setzt sich der SJR kontinuierlich für die Interessen und 

die Verankerung von Beteiligungsrechten der jungen Potsdamer_innen 

ein. Mit dem „Haus der Jugend“, einem Gemeinschaftsvorhaben mit 

den Projektpartnern Deutsches Jugendherbergswerk Berlin-Branden-

burg sowie Landesjugendring Brandenburg, bieten wir zahlreichen Ju-

gendvereinen und –initiativen räumliche Möglichkeiten für ihr Wirken 

(Seminar- und Büroräume).

Der SJR ist Träger des Kinder- und Jugendbüros, welches als Koordi-

nierungsstelle für Kinder- und Jugendbeteiligung seit 2006 konstant 

in Potsdam aktiv ist. Das Ziel des Kinder- und Jugendbüros Potsdam 

ist die Förderung der Partizipation von jungen Menschen in der Stadt 

Potsdam. Damit nicht nur Vertreter_innen aus Politik und Verwaltung 

darüber entscheiden, was für Kinder und Jugendliche in Potsdam das 

Richtige ist, unterstützt das Kinder- und Jugendbüro junge Menschen, 

sich noch stärker für ihre Belange einzusetzen. Denn ob es sich um 

Spiel- und Sportplätze, Verkehrsflächen oder Schulräume handelt, Kin-

der und Jugendliche sind die besten Expert_innen ihrer Lebensräume.

Zu diesem Zweck unterstützt das Kinder- und Jugendbüro Potsdam

•	 Kinder- und Jugendinitiativen,  

•	 setzt sich für die Beteiligung junger Menschen an kommunalen  

	 Planungen ein,   

•	 veranstaltet Kinder- und Jugendforen  

•	 und organisiert projektorientierte Beteiligungsformen, wie z.B.  

	 die „Stadt der Kinder“ oder die U18-Wahl.

Wir beraten Multiplikator_innen, die Beteiligungsprojekte in ihren 

Einrichtungen organisieren. Darüber hinaus setzt sich das Kinder- und 

Jugendbüro dafür ein, dass die Voraussetzungen in Politik und Ver-

waltung geschaffen werden, die Bedürfnisse junger Menschen noch 

stärker zu berücksichtigen (strukturelle Verankerung von Beteiligung in 

der Kommune).

Der SJR trägt zudem das schulbezogene Projekt „Plan B – Beteiligung 

macht Schule“ (2012/13) sowie das Freiwilligenprojekt „Jugendkultur-

schmiede“. Der SJR wird vom Fachbereich Kinder, Jugend und Familie 

gefördert und finanziert sich weiterhin aus Eigen- sowie Drittmitteln. 

Regelmäßig erstatten wir dem Jugendhilfeausschuss Bericht über 

unsere Arbeit.

Vertretung in kommunalpolitischen Fachgremien

•	 Mitgliederversammlung des SJR 

•	 Jugendhilfeausschuss 

•	 AG Jugendförderung (AG nach §78 KJHG) 

•	 AG Jugendsoziokultur 

•	 AG Spielräume (Kinder- und Jugendbüro) 

•	 AG Masterplan Bewegen und Spielen (Kinder- und Jugendbüro) 

•	 Bündnis „Potsdam bekennt Farbe“ 

•	 Regionalarbeitskreis Babelsberg/ Zentrum-Ost 

•	 Jugendprojektrat zum Jugendkulturfonds Potsdam (Kinder- und  

	 Jugendbüro) 

•	 Gruppe Bürgerbeteiligung (Begleitung des Prozesses Bürgerbe- 

	 teiligung Potsdam) 

•	 Unterstützung des Kreisschülerrates Potsdam (insbesondere  

	 durch Plan B) 

•	 Bündnis „Mietenstopp-Jetzt“ 

•	 Lokales Bündnis für Familie Babelsberg



3. Struktur der Trägergemeinschaft 
mitMachen 
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Strukturschema

Struktur der Trägergemeinschaft mitMachen 

Unterstützer_innen	 	 AWO Bezirksverband Potsdam e.V.
					     Bürgerhaus am Schlaatz
					C     hill Out e.V.
					     Groß Glienicker Begegnungshaus e.V.
	 	 	 	 	 Cultus gUG / freiLand
					     Projektladen Drewitz
					     Kinder- und Jugendbüro
	 	 	 	 	 InWoLe e.V. / Projekthaus Babelsberg
					     Treffpunkt Freizeit
					     Wildwuchs Streetwork				  
					     AWO
					     Weitere folgen ...

Trägergemeinschaft 
(schließt Kooperationsvereinbarung ab)

Stadtteilnetzwerk Potsdam West e.V.
(als vorläufige Geschäftsführung)

Stadtjugendring Potsdam e.V.

KUBUS gGmbH

mitMachen e.V.

übernimmt Geschäftsführung nach 
Aufbauphase

Trägergemeinschaft und Unterstü-
ter_innen als zukünftige Mitglieder

verwaltungsexternes 
Büro für Bürgerbeteiligung

LHP
Interessenbekundungsverfahren
 „Büro für Bürgerbeteiligung“

unterstützen unterstützen

(geben Absichtserklärung ab)

schließen Kooperationsvertrag zur 
Übergabe der Geschäftsführung ab

übernimmtnimmt Teil

gibt Rahmen vor

besetzt und steuert



4. Erklärungen zum Stadtteilnetzwerk 
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Erklärungen zum Stadtteilnetzwerk
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Erklärungen zum Stadtteilnetzwerk » Satzung

	
  

Stadtteilnetzwerk POTSDAM WEST 
 
§1 – Name, Eintragung, Sitz, Geschäftsjahr, Neutralität des Vereins 
Der Verein führt den Namen: „Stadtteilnetzwerk POTSDAM WEST“. Nach seiner 
Eintragung in das Vereinsregister von Potsdam führt  er den Zusatz „e.V.“. 

Der Verein hat seinen Sitz in der Stadt Potsdam. 

Das Geschäftsjahr des Vereins ist das Kalenderjahr. 

Der Verein ist politisch, ethnisch und konfessionell neutral. 

 

§ 2 – Zweck und Maßnahmen des Vereins 

Zweck des Vereins ist: 

a) die Förderung von Bildung, Kunst und Kultur, 

b)   die Förderung des bürgerschaftlichen Engagements,  

c) die Förderung des Sports. 

 

Der Satzungszweck wird insbesondere verwirklicht durch folgende Maßnahmen: 

a) die Durchführung eigener Veranstaltungen der Erwachsenenbildung, insbesondere von 
Qualifizierungsmaßnahmen und Workshops, 

die Durchführung von Veranstaltungen zu kunst- und kulturgeschichtlichen Themen  und 
die Vermittlung von Wissen betreffend im Stadtteil gelegener Kultur- und Baudenkmale 

die Durchführung kultureller Veranstaltungen zum Zweck der Pflege des Liedgutes und 
des Theaterspiels 

b) Schaffung einer Anlauf- und Koordinierungsstelle für bürgerschaftlich Engagierte des 
Stadtteils Potsdam-West, 

      Erarbeitung und Vermittlung von Materialien und Konzepten sowie Hilfestellungen 
anderer Art zur Entwicklung der Selbstorganisation und Selbstbestimmtheit einzelner 
sowie von Gruppen und zum Zweck des freiwillig ausgeübten bürgerschaftlichen 
Engagements, 

      Öffentlichkeitsarbeit zur Schaffung von Anerkennungskultur und Bereitstellung von 
Informationen über geeignete Formen bürgerschaftlichen Engagements,  

c) die Durchführung von Veranstaltungen des Sports und entsprechende Organisation 
von Hallennutzungszeiten. 

 

  

Der Verein kann für unterschiedliche Aufgaben oder zur Strukturierung seiner Arbeit 
unselbständige Sparten bzw. Abteilungen bilden. Er kann sich – so er als Institution 
bestimmungsgemäß Zuwendungen der öffentlichen Hand zu treuen Händen und 
ausschließlich zum Zweck der Weiterreichung an andere gemeinnützige Träger erhält – 
ein Vergabeverfahren geben. Die Entscheidung trifft der Vorstand.  

Der Verein soll sich eine der Zweckverfolgung der Satzung und der Leistungsfähigkeit 
angemessene Anlauf- und Geschäftsstelle geben.  

Der Verein ist überparteilich, weltanschaulich neutral und unabhängig. 
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§ 3 – Gemeinnützigkeit des Vereins 

Der Verein verfolgt ausschließlich und unmittelbar gemeinnützige Zwecke im Sinne des 
Abschnitts „Steuerbegünstigte Zwecke“ der §§ 51 ff. der Abgabenordnung. 

Der Verein ist selbstlos tätig; er verfolgt nicht in erster Linie eigenwirtschaftliche Zwecke. 

Mittel des Vereins dürfen nur für die satzungsgemäßen Zwecke verwendet werden. Die 
Mitglieder erhalten keine Zuwendungen aus Mitteln des Vereins. 

Es darf keine Person durch Ausgaben, die dem Zweck des Vereins fremd sind oder durch 
unverhältnismäßig hohe Vergütungen begünstigt werden. 

Bei Auflösung oder Aufhebung des Vereins oder bei Wegfall steuerbegünstigter Zwecke 
fällt das Vermögen des Vereins an die Evangelische Erlöserkirchgemeinde Potsdam, 
Nansenstraße 6, 14471 Potsdam. Diese hat es ausschließlich und unmittelbar für 
gemeinnützige Zwecke im Sinne dieser Satzung zu verwenden. 

 

§ 4 – Erwerb der Mitgliedschaft 

Der Verein hat ordentliche und fördernde Mitglieder. 

Soweit diese Satzung nur von Mitgliedern spricht, sind sowohl ordentliche als auch 
fördernde Mitglieder gemeint. 

Mitglied des Vereins kann jede natürliche und juristische Person werden, welche die Ziele 
des Vereins aktiv unterstützen möchte. Juristische Personen werden von ihren 
gesetzlichen Vertretern im Verein vertreten und haben gleiche Rechte wie natürliche 
Personen. 

Über den schriftlichen Aufnahmeantrag entscheidet abschließend der Vorstand. Der 
Aufnahmeantrag Minderjähriger bedarf der Unterschrift der gesetzlichen Vertreter. 

Eine Person mit Wohnsitz im Stadtteil Potsdam West wird auf Antrag ordentliches 
Mitglied. Bei juristischen Personen entscheidet der Ort der (Zweig-)Niederlassung. 

Eine Person, die ihren Wohnsitz außerhalb des Stadtteils Potsdam West hat, wird auf 
Antrag förderndes Mitglied. Mit Ablauf von 3 Jahren nach Aufnahme als förderndes 
Mitglied und mit Nachweis der Einbringung persönlichen Engagements im Sinne und zum 
Wohle der Zweckbestimmung des Vereins kann der Vorstand eine ordentliche 
Mitgliedschaft erteilen. Für juristische Personen gilt Entsprechendes. 

Auf Antrag an die Mitgliederversammlung kann diese mit Mehrheit von 2/3 der Stimmen 
einzelnen Mitgliedern eine Ehrenmitgliedschaft aussprechen. Die Ehrenmitgliedschaft soll 
ganz besondere Verdienste um den Verein im Allgemeinen und die Entwicklung des 
Stadtteils Potsdam West im Besonderen auszeichnen. Die Ehrenmitgliedschaft befreit von 
der Entrichtung des  Beitrags. Sie ist unbefristet und kann nur durch erneuten Beschluss 
der Mitgliederversammlung mit  einer Mehrheit von 2/3 wieder aberkannt werden. 

 

§ 5 – Beendigung der Mitgliedschaft 

Die Mitgliedschaft endet 

a) sofort mit dem Tod des Mitglieds. Die Mitgliedschaft einer juristischen Person 
endet mit ihrer Auflösung. 

b) durch freiwilligen Austritt infolge schriftlicher Erklärung gegenüber dem Vorstand 
zum Jahresende und unter Einhaltung einer Kündigungsfrist von 3 Monaten, 

c) durch Streichung von der Mitgliederliste und nach erfolgloser Anmahnung der 
Beitragsschulden zum Jahresende, soweit die Beitragsschulden einen Betrag eines 
halben Beitragsjahres übersteigen. 

d) durch Ausschluss aus dem Verein und nach unanfechtbar gewordenem 
Vorstandsbeschluss zum Ende des Kalenderjahres. 

Erklärungen zum Stadtteilnetzwerk » Satzung

Der Ausschluss nach §5 Satz 1 Punkt d) ist letztes Mittel des Vereins, Verstöße gegen die 
Satzung und die Interessen des Vereins zu sanktionieren. Ein Mitglied kann 
ausgeschlossen werden, wenn eine vorherige Abmahnung keine Wirkung gezeigt hat und 
es sein vereinsschädigendes Verhalten fortsetzt. Über den Ausschluss entscheidet der 
Vorstand. Das Mitglied ist vorab zu hören. Gegen die Entscheidung des Vorstands steht 
dem Mitglied das Rechtsmittel der Beschwerde zu. Diese wird auf der nächsten 
Mitgliederversammlung verhandelt. Diese entscheidet abschließend und mit einfacher 
Mehrheit. 

 

§ 6 – Mitgliedsbeiträge 

Von den Mitgliedern werden Jahresbeiträge erhoben. Sie sind halbjährlich und im Voraus 
zu zahlen. Die Höhe bestimmt die Mitgliederversammlung. Unterjährig eintretende 
Mitglieder leisten einen zwölftel Betrag multipliziert um die Anzahl der noch 
verbleibenden Monate. So die Mitgliedschaft durch Tod endet, endet die Beitragspflicht 
mit dem Ende des Monats in den das Ereignis fällt. Zuviel entrichtete Beiträge werden 
zurückerstattet. 

Der Verein kann sich eine Beitragsordnung geben. 

 

§ 7 – Organe des Vereins 

Organe des Vereins sind der Vorstand (§ 8) und die Mitgliederversammlung (§ 9). Keine 
Organstellung haben die Kassenprüfer sowie eventuell gebildete Abteilungen bzw. 
Sparten sowie deren Leitung. 

 

§ 8 – Der Vorstand 

Der Vorstand besteht aus 3 Vorsitzenden (dem vertretungsberechtigten Vorstand) und 2 
Beisitzern. 

Der vertretungsberechtigte Vorstand im Sinne des § 26 BGB besteht aus der/dem 1. 
Vorsitzenden, der/dem 2. Vorsitzenden und der/dem 3. Vorsitzenden. 

Der/die 1. Vorsitzende trägt den Titel Vorstandsvorsitzender, der/die 2. Vorsitzende trägt 
den Titel Geschäftsführer/in, der/die 3. Vorsitzende trägt den Titel Schatzmeister/in. 

Der Verein wird gerichtlich und außergerichtlich jeweils durch zwei Mitglieder des 
vertretungsberechtigten Vorstands vertreten.  

Der Vorstand wird von der Mitgliederversammlung gewählt. Die Wahlperiode des 
vertretungsberechtigten Vorstands ist auf 3 Jahre beschränkt. Die Wiederwahl ist 
zulässig. 

Die Wahlperiode der Beisitzer ist auf 2 Jahre beschränkt. Die Wiederwahl ist zulässig. 

Scheidet ein Mitglied des Vorstands während der Amtsperiode aus, so wählt der Vorstand 
oder auf Antrag des Vorstands die Mitgliederversammlung ein Ersatzmitglied für die 
restliche Amtsdauer der/des Ausgeschiedenen. Nur ordentliche Mitglieder können in den 
Vorstand gewählt werden. 

Der Vorstand gibt sich eine Geschäftsordnung, nach der sich bestimmt, in welcher Art 
und Weise zu Sitzungen eingeladen wird, er seine Beschlüsse fasst sowie diese 
protokolliert werden. Ferner kann er den einzelnen Beisitzern Zuständigkeiten und 
Aufgabenbereiche übertragen. 

Der Vorstand kann für seine Tätigkeit eine angemessene Vergütung erhalten.  
Aufwandsersatz ist im Rahmen der steuerlich anerkannten Pauschalen möglich.  
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§ 9 – Mitgliederversammlung 

Die Mitgliederversammlung ist mindestens einmal im Jahr durch den Vorstand 
einzuberufen. Soweit es eine dringende Angelegenheit erfordert, soll der Vorstand zu 
einer außerordentlichen Mitgliederversammlung einladen. Gleiches gilt, wenn dies von 
15% der Mitglieder schriftlich beantragt wird.  

Die Einladungen zur Mitgliederversammlung sollen 3 Wochen vor Termin schriftlich 
zugestellt sein. Sie gelten bei Postsendung als mit dem 2. Werktag nach Aufgabe zur Post 
zugestellt. Abweichend von der Zustellung per Post kann der Zugang durch Einwurf in 
den Briefkasten seitens eines anderweitig Bevollmächtigten bewirkt werden. Ebenso kann 
die Einladung über Email erfolgen. Es gilt die dem Vorstand seitens des Mitglieds zuletzt 
angezeigte Email -Adresse. Ein jedes Mitglied ist für die Aktualität und Richtigkeit der 
dem Vorstand angegebenen Email – Adresse selbst verantwortlich. Die Einladungen zu 
den Mitgliederversammlungen sollen zudem in einer einzurichtenden Geschäftsstelle 
deutlich sichtbar ausgehängt werden. 

Die Einladungen sollen neben der Tagesordnung alle an die Mitgliederversammlung 
gestellten Anträge enthalten. Zudem sollen sie Auskunft darüber geben, an wen und bis 
wann noch nachträglich schriftlich verfasste Anträge zu richten sind. 

Einladungen zur außerordentlichen Mitgliederversammlung sollen den Mitgliedern 
rechtzeitig, mindestens aber mit einer Frist von 3 Werktagen zugehen.  

Die Mitgliederversammlung ist insbesondere für folgende Angelegenheiten zuständig: 

a) Entgegennahme des Jahresberichtes des Vorstands und Entlastung des 
Vorstandes, 

b) Festsetzung der Höhe und der Fälligkeit der Mitgliedsbeiträge, 

c) Wahl und Abberufung der Mitglieder des Vorstands, 

d) Beschlussfassung über die Änderung der Satzung und über die Auflösung des 
Vereins, 

e) Ernennung von Ehrenmitgliedern, 

f) Wahl von zwei Kassenprüfern. 

Die Mitgliederversammlung ist nicht öffentlich. Der Vorstand kann Gäste einladen. 

In der Mitgliederversammlung hat jedes anwesende Vereinsmitglied mit Vollendung des 
14. Lebensjahres eine Stimme. Jede ordnungsgemäß einberufene Mitgliederversammlung 
ist unabhängig von der Zahl der Erschienenen beschlussfähig. Personenwahlen und 
Wahlen des Vorstandes erfolgen grundsätzlich geheim. 

Abstimmungen müssen geheim durchgeführt werden, wenn drei der anwesenden 
stimmberechtigten Mitglieder dies beantragen. 

Zum Zweck eines zügigen Ablaufs kann der Vorstand Regelungen vorschlagen, die mit 
Beginn der Mitgliederversammlung vereinbart werden. Insbesondere kann hiermit die 
Anzahl und zeitliche Dauer von Redebeiträgen beschränkt werden. Ferner können zu 
diesem Zeitpunkt noch letzte Anträge zur Tagesordnung gestellt werden. 

Die Mitgliederversammlung fasst Beschlüsse im Allgemeinen mit einfacher Mehrheit der 
abgegebenen gültigen Stimmen; Stimmenthaltungen und ungültige Stimmen gelten als 
nicht abgegebene Stimmen.  

Zur Änderung der Satzung ist eine Mehrheit von zwei Dritteln der abgegebenen gültigen 
Stimmen erforderlich. 

Über die Beschlüsse der Mitgliederversammlung ist ein Protokoll aufzunehmen. 

Erklärungen zum Stadtteilnetzwerk » Satzung

 

§ 10 – Kassenprüfung 

Von der Mitgliederversammlung werden 2 Kassenprüfer auf die Dauer von drei Jahren 
gewählt. Sie bleiben bis zur Wahl neuer Kassenprüfer im Amt. Sie dürfen nicht Mitglieder 
des Vorstands sein. Sie haben in der Jahreshauptversammlung über das Ergebnis der 
Kassenprüfung zu berichten und einen Bericht zu den Vereinsakten zu reichen. Die Kasse 
ist mindestens einmal im Jahr zu prüfen. 

 

§ 11 – Auflösung des Vereins 

Die Auflösung des Vereins kann nur durch Beschluss der Mitgliederversammlung 
erfolgen. Sie muss mit mindestens drei Vierteln der anwesenden Stimmen beschlossen 
werden. Die Versammlung ist beschlussfähig, wenn mindestens 50 Prozent der 
stimmberechtigten Mitglieder anwesend sind. 

Für den Fall der Beschlussunfähigkeit ist innerhalb von vier Wochen erneut zu laden. Sie 
ist dann unabhängig von der Zahl der anwesenden Mitglieder beschlussfähig und 
entscheidet mit einfacher Mehrheit. 

 

Gegründet – Potsdam am 25.01.2011 

Geändert - Potsdam am 08.03.2012 
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Referenzen Stadtteilnetzwerk Potsdam-West e.V.

2013

Stadtteilgespräch

KiezAG „Mach Dir ´ne PLATTE!“ an der Gesamtschule

Unterstützung der Netzwerkgründung StadtTeilAuto

Entwicklung des Stadtteilmobils „Schaue BUDE“

KiezKIDs nehmen sich öffentlich Raum - mit Unterstützung des Deut-

schen Kinderhilfswerks

2012

Ideenwerkstatt in zur Freifläche PLATTE an der Haeckelstraße

„Werde StadtTeilnehmer“

Kooperationsvereinbarung mit der Leonardo Da Vinci Gesamtschule

Redaktion von HAUSgemacht – Ausstellung der Bürger- und Begeg-

nungshäuser in Potsdam

2011

Stadtteilkonferenz „Innehalten und Weitergehen“

Beteiligung am Diskussionsprozess um Bürgerbeteiligung in Potsdam

Kiezfest PLATTENSPIELER

Ostermarkt an der STADTHEIDE

Toleranzfest auf dem Schillerplatz

 2010

Stadtteilmesse „Vision eines sozial-kulturellen Netzwerks in Potsdam-

West“

Aufbau der Koordinierungsstelle für Begegnungsarbeit in Potsdam-

West

Aufbau des Atelierhauses SCHOLLE 51 in Gemeinschaft mit Künstlerin-

nen und Musikern

2009

Stadtteilkonferenz Potsdam-West

Realisierung von kleinteiligen Projekten im Stadtteil (Musical, Straßen-

frühstück)

Vereinsgründung Stadtteilnetzwerk Potsdam-West e.V.

2008

Zukunftswerkstatt der Bürgerinitiative WESTKURVE

Erste Ausgabe der Stadtteilzeitung Potsdam-West (in Trägerschaft von 

rückenwind e.V.)

2007

Gründung der Bürgerinitiative WESTKURVE zur Belebung der Sport- 

und Freizeitanlage an der Hans-Sachs-Straße

Lebendiger Adventskalender in der Brandenburger Vorstadt

Erklärungen zum Stadtteilnetzwerk » Referenzen
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1. Ausgangslage

Demokratie ist keine Institution, sondern ein Prozess. Diesen Prozess 

wollen wir im Büro für Bürgerbeteiligung aktiv gestalten.

Die Beteiligung ist nicht nur vielfältig gesetzlich geregelt, und damit in 

vielen Bereichen Pflicht, wenn es um die gemeinsame Gestaltung des 

Lebens und des Miteinanders in unserer Gesellschaft geht. Auch die 

Stadt Potsdam hat sich mit ihrem Selbstbild als Bürgerkommune auf 

den Weg gemacht, noch weitreichendere und bessere Wege zu finden, 

wie Einwohner_innen, Politik und Verwaltung enger und gewinnbrin-

gender zusammenarbeiten können. In unserer Stadt gibt es Hunderte 

engagierter Menschen, zahlreiche Initiativen, Vereine und Institutionen, 

die sich mit Beteiligung und Mitsprache auseinandersetzen.

Es gibt aber auch eine Fülle von Herausforderungen, die wir nur ge-

meinsam meistern können: Potsdam ist eine wachsende und eine 

alternde Stadt, eine Stadt der Einheimischen, der Besucher_innen, eine 

Stadt der Auseinandersetzung mit Architektur und Stadtentwicklung, 

eine Stadt der Gegensätze zwischen “großer Politik” und kleinen, wert-

vollen Nischen. In Potsdam prallen Erfahrungen und erprobte Struk-

turen mit Wünschen und Zielen aufeinander, die nach einem Mehr an 

Auseinandersetzung, aber auch an Dialog und Zusammenarbeit rufen. 

Den Weg zu einer Kommune, die für ihre Einwohner_innen da ist und 

mit ihnen gemeinsam Entscheidungen trifft, wollen wir gern und kom-

petent begleiten.

Wir verfügen über vielfältige Erfahrungen in der Arbeit mit den Ein-

wohner_innen Potsdams und haben - von der Auseinandersetzung mit 

stadtweiten Themen bis hin zur Arbeit im Kleinen - in den Straßen und 

auf den Plätzen Potsdams schon viele Erfahrungen machen können. 

Wir haben zahllose Menschen getroffen und häufig ein Stück des We-

ges gemeinsam bestritten.

Darauf wollen wir in unserer Trägergemeinschaft und später gemein-

sam im mitMachen e.V. gern aufbauen.

Kurzkonzept » Ausgangslage
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2. Zielgruppen

Aus der Fülle an verschiedenen Akteur_innen und Institutionen, die mit 

Beteiligung in Potsdam befasst sind bzw. vermehrt befasst sein kön-

nen, ergeben sich vielfältige Zielgruppen, die mit der Arbeit des Büros 

erreicht werden sollen:

Einwohner_innen: Die Menschen, die in Potsdam wohnen und unsere 

Stadt mit Leben füllen, stehen als ideengebende, mitbestimmende und 

eigenaktive potentielle Akteur_innen im Mittelpunkt. Mit der Arbeit des 

Büros sollen alle Einwohner_innen Potsdams - und insbesondere die 

nicht-organisierten Einwohner_innen jeder sozialen, kulturellen und 

bildungsbezogenen Herkunft in den verschiedenen Stadtteilen erreicht 

werden. Dazu erachten wir es als notwendig, die Einwohner_innen mit 

niedrigschwelligen Ansätzen und Methoden anzusprechen und aktiv 

einzubinden. Wir wollen mit einem Blick, der die Ressourcen jedes Ein-

zelnen anerkennt, auch diejenigen erreichen, die vielleicht noch keine 

Erfahrungen mit Beteiligung in der Kommune sammeln konnten oder 

die als “partizipationsfern” gelten.

Zivilgesellschaftliche Netzwerke: In unserer Stadt sind bereits viele Ak-

teur_innen engagiert und es kommen ständig neue hinzu. Wir wollen 

eng mit diesen wichtigen Netzwerken zusammenarbeiten und diese 

in Hinblick auf mehr Möglichkeiten für Beteiligung in Potsdam stär-

ken und zusammenbringen. Dabei sind etwa die Bürger- und Begeg-

nungshäuser, kulturelle Einrichtungen, Stadtteil- und Bürgerinitiativen, 

ehrenamtlich aktive Einwohner_innen, soziokulturelle und jugendbezo-

gene Akteur_innen in den Stadt- und Ortsteilen oder auch Institutionen 

des Quartiersmanagements zu nennen. Wir wollen diese engagierten 

Menschen und Institutionen aktiv einbeziehen und sie als Expert_innen 

für ihre Themen bestärken.

Politische Akteur_innen und Gremien: Die politischen Akteur_innen 

in Potsdam nehmen naturgemäß einen außerordentlich wichtigen 

Stellenwert ein, wenn es um die Bestimmung und Gestaltung des 

Weges geht, den unsere Stadt nimmt. Wir leben in einer repräsentati-

ven Demokratie, die jedoch vermehrt vor die Herausforderung gestellt 

ist, ihre Entscheidungen mit den Bürger_innen gemeinsam anzubah-
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nen und zu bestimmen. Insbesondere in einer Kommune gibt es hier 

großen und potentiell aktiv erlebbaren Handlungsspielraum für mehr 

Beteiligung aller Einwohner_innen. Die Politik, also die gewählten 

Stadtverordneten, die Parteien und Gremien wie die Stadtverordne-

tenversammlung und deren Ausschüsse, wollen wir mit unserer Arbeit 

erreichen. Dabei wünschen wir uns, dass der Informationsaustausch 

über Beteiligungsmöglichkeiten und -prozesse regelmäßiger und mit 

Blick auf mehr aktiven Gestaltungsspielraum der Einwohner_innen 

wertschätzend und abgestimmter als bisher verläuft. Wir verstehen die 

Arbeit als überparteilich.

Stadtverwaltung: Ohne die Menschen und geregelten Abläufe in unse-

rer komplexen Stadtverwaltung, ist Beteiligung an kommunalen Pro-

zessen nicht zu machen. Die Verwaltung ist fachlicher Informationskno-

tenpunkt, Wegbereiter_in, Planer_in, Gestalter_in und Verantwortliche_r 

für zahlreiche Beteiligungsvorhaben in Potsdam. Die städtischen Mit-

arbeiter_innen auf dem Weg zu einer konstruktiven Beteiligungskultur 

“mitzunehmen” ist daher ein wesentlicher Anspruch. Akteur_innen aus 

den beteiligungsrelevanten Fachressorts, die Kolleg_innen aus dem 

Bürgerhaushalt oder auch dem Stadtmarketing und dem Bürgerser-

vice wollen wir dabei insbesondere in den Blick bei der konstruktiven 

Zusammenarbeit nehmen.

Verwaltungsinternes Büro für Bürgerbeteiligung: Dieses verwaltungs-

interne “Pendant” zu unserer Arbeit ist als fester Partner der Zusam-

menarbeit auf Augenhöhe bereits jetzt schon vorgesehen. Mit den 

dortigen Mitarbeiter_innen wollen wir eine gemeinsame Arbeitsstruk-

tur aushandeln und erproben. Die gemeinsame Arbeit des verwal-

tungsinternen Büros und die des verwaltungsexternen Büros ist umso 

erfolgreicher, je besser und enger sie miteinander verschränkt ist.

Beteiligungsrat: Die ausgelosten Mitglieder begleiten das gesamte 

Vorhaben des Büros für Bürgerbeteiligung und der Prozesse, die da-

hingehend in Potsdam angestoßen werden, freiwillig und ehrenamt-

lich. Uns ist dabei wichtig, dass der Beteiligungsrat alle notwendigen 

Informationen hat, um die Arbeit zu ergänzen, zu hinterfragen und zu 

bereichern.
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3. Ziele

Wir wollen als freier Träger des Büros für Bürgerbeteiligung durch 

Information, Befähigung, Hilfestellung und Beratung als eine der trei-

benden Kräfte an der Entwicklung einer Beteiligungskultur in Potsdam 

mitwirken.

Dabei zielen wir ab auf

»	 die Gleichbehandlung aller Einwohner_innen Potsdams, denn  

	 ihnen sollen die gleichen Rechte und Chancen zur Mitgestaltung 	

	 ihres “Lebensraumes Stadt” eingeräumt werden,

»	 eine inklusive sowie barrierefreie Arbeit und die Sichtbarm-	  

	 chung von Hürden und Barrieren aller Art bei Beteiligungspro- 

	 zessen und deren Abbau,

»	 die Wahrnehmung als eine intermediäre Instanz, die “zwischen”  

	 Einwohner_innen, Politik und Verwaltung tätig ist,

»	 die frühzeitige Einbeziehung der Einwohner_innen bei Beteili- 

	 gungsprozessen, denn diese ermöglicht nicht nur akzeptierte(re)  

	 Ergebnisse, sondern wertschätzt die Kompetenzen der Einwoh- 

	 ner_innen, welche ihre Kompetenzen in den gesamten Prozess  

	 einbringen können,

»	 die niedrigschwellige Informationsbereitstellung und allseitige  

	T ransparenz, denn die Möglichkeit, sich als Einwohner_in einzu- 

	 bringen erfordert die Zugangsmöglichkeit zu Wissen,

»	 eine zweckdienliche Kommunikationskultur, also ein direktes,  

	 sachliches, konstruktives, wertschätzendes, gleichberechtigtes  

	 und gewaltfreies “Wie” des Miteinanders,
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»	 eine Kultur der Anerkennung, die mit sich bringt, Einwohner_in- 

	 nen im Kontext von Beteiligung als die Expert_innen vor Ort zu  

	 verstehen und dementsprechend wertschätzend einzubeziehen,

»	 die Verbindlichkeit von Beteiligungsprozessen, um sicherzustel- 

	 len, dass es einen klaren Handlungs- und Entscheidungsrahmen  

	 für Beteiligung gibt, der notwendig ist, um eine gelebte Kultur  

	 der Beteiligung zu entwickeln,

»	 Aktivierung und Empowerment, um neue Beteiligungsprozesse  

	 (bottom-up, top-down, peer to peer) anzuregen und zu unter- 

	 stützen,

»	 inklusive Beteiligung und damit eine Praxis, die nicht selbst  

	 sozial ausschließend ist, also so strukturiert sein soll, dass sie  

	 auch die Einwohner_innen “mitnimmt”,  die als “partizipations- 

	 fern” beschrieben werden und die mit den herkömmlichen  

	 Beteiligungsverfahren oft nicht erreicht werden.
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4. Inhalte

Es gibt viel zu tun. Die Aufgaben des Büros für Bürgerbeteiligung rei-

chen von der Bereitstellung und Aufbereitung von Informationen über 

die Mobilisierung innerhalb der Stadtteile, der Kompetenzvermittlung 

an Initiativen, Vereine und Einwohner_innen bis zur Unterstützung von 

Beteiligungsprozessen.

Informationsbereitstellung: Welche Beteiligungsprozesse gibt es in 

Potsdam? Welche Prozesse gehen von der Stadtverwaltung und Politik 

aus, wie sind diese gestaltet und wie können sich Einwohner_innen 

dabei beteiligen? Welche Prozesse sind stadt-/ortsteilorientiert oder 

themen-/anlassbezogen aktuell und bieten Anknüpfungspunkte? Die 

Informationen sollen barrierefrei online sowie gedruckt veröffentlicht 

werden.

Basisaktivierung in den Stadtteilen: Die Arbeit in den Stadtteilen ist als 

“Startpunkt von Beteiligung” eine Kernaufgabe des Büros. Dazu ge-

hört in Zusammenarbeit mit den Kooperationspartner_innen direkt vor 

Ort Anlaufstellen für die Einwohner_innen zu etablieren und einfach 

vor Ort präsent zu sein, um ins Gespräch zu kommen, Bedarfe in den 

Stadtteilen aufzunehmen und Beteiligungsmöglichkeiten gemeinsam 

zu erkennen. Bei Beteiligungsprozessen, die bottom-up (also “von 

unten”) initiiert werden, nimmt das Büro eine begleitende und unter-

stützende Rolle ein.

Begleitung und Unterstützung von top-down Beteiligungsverfahren: 

Einen ganz wesentlichen Ansatz in der Beteiligungsarbeit nehmen die 

möglichst weitreichenden Gelegenheiten ein, bei denen die Einwoh-

ner_innen als Expert_innen ihrer Lebenswelt wahrgenommen und in 

Verfahren “von oben” einbezogen werden. In enger Abstimmung mit 

dem verwaltungsinternen Büro und den involvierten Entscheidungs-

träger_innen aus der Verwaltung und dem politischen Raum sollen 

hier die Planungsprozesse einwohner_innennah erarbeitet, vorbereitet, 

durchgeführt, umgesetzt und dokumentiert werden. Dabei kann das 
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Büro bei der Auswahl geeigneter aktivierender Methoden unterstützen 

und die benötigten “Türen” in die Stadt- und Ortsteile und Zielgruppen 

gemeinsam mit den vernetzten Akteur_innen vor Ort öffnen.

Kompetenzvermittlung: Die Vermittlung rechtlicher und formaler 

Grundlagen für Beteiligung an Einwohner_innen, Multiplikator_innen, 

Vereine und Initiativen ist wesentlich, um aktivierend zu wirken. Bei 

der Begleitung und Unterstützung von Beteiligungsprozessen “von 

unten” gehört es also dazu, aufzuzeigen, wie die Einwohner_innen in 

Beteiligungsverfahren konkret handeln können und ihnen somit zu hel-

fen, den Rahmen der Möglichkeiten abzustecken. Bei der Umsetzung 

von Beteiligungsprozessen wollen wir bei der Auswahl und Anwen-

dung der passenden und aktivierenden Methoden helfen, die Beteili-

gung nicht nur wirksam, sondern auch erlebbar und vielfältig macht. 

Bei Anfragen aus den Stadt- und Ortsteilen, die einfach gelöst werden 

können, vermitteln die Mitarbeiter_innen in Zusammenarbeit mit dem 

verwaltungsinternen Büro für Bürgerbeteiligung Ansprechpartner_in-

nen in der städtischen Verwaltung.
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5. Methoden

Netzwerkarbeit:

Es gibt bereits zahlreiche Akteur_innen in Potsdam, die sich für die Be-

teiligung der Einwohner_innen einsetzen. Diese und noch viele andere 

sollen gewonnen werden, um ein zielorientiertes Netzwerk für Beteili-

gung in Potsdam aufzubauen und zu pflegen.

Netzwerke in den Stadt- und Ortsteilen

Die Einwohner_innen in den Stadt- und Ortsteilen haben ihre ganz 

eigenen Bedürfnisse, was Informationen und Anforderungen an Be-

teiligung betrifft. Wir werden uns in Kooperation mit den bereits vor 

Ort aktiven Multiplikator_innen dafür einsetzen, dass in allen Teilen 

Potsdams solche Netzwerke entstehen und daraus mittelfristig ein 

stadtweites Geflecht entwickeln. Wir wollen dabei beratend und ver-

mittelnd tätig sein. Durch Kompetenz- und Methodencoaching sollen 

die Einwohner_innen und Multiplikator_innen das Wissen und die Hilfe 

bekommen, die sie für die Umsetzung ihrer Ziele benötigen.

Kompetenznetzwerk

Beteiligung braucht Kompetenzen in vielen unterschiedlichen Berei-

chen. Dieses Wissen können wir durch ein Netz an Fachleuten aus 

unterschiedlichen Bereichen (z.B. Stadtentwicklung, Kommunikation, 

Verwaltungs- und Politikwissenschaft) in die Beteiligungsprozesse ein-

fließen lassen.

Prozessbegleitungsnetzwerk

Beteiligung ist häufig sehr anspruchsvoll und einige Konflikte ergeben 

sich während des Prozesses von der Idee zum Ergebnis und der Ein-

schätzung, was gut und was schlecht war. Wir denken, dass es daher 

Kurzkonzept » Methoden

sehr wichtig ist, ein Netz der professionellen Unterstützung bereitzu-

stellen - seien es Moderator_innen, Mediator_innen oder Schlichter_in-

nen. Dabei ist uns zum einen wichtig, in Potsdam verwurzelte Men-

schen, die sich hier auskennen, einzubeziehen, als auch Perspektiven 

von außen zu haben.

Beratungsangebote - Büro für Bürgerbeteiligung als Anlaufstelle:

Wir wollen unseren Anspruch, nah an den Einwohner_innen zu sein, 

auch durch flexible wöchentliche Sprechzeiten umsetzen und schnelle 

und unkomplizierte Beratung anbieten.

Die Beteiligungsvermittlung:

Oft ist es für Einwohner_innen mit sehr spezifischen Anliegen schwie-

rig, auf Anhieb die zuständigen Stellen in der Verwaltung zu finden. 

Um langen Wegen in der Kontaktaufnahme entgegenzuwirken, soll das 

Büro kompetent vermitteln und einfachere Zugänge schaffen.

Dabei wollen wir einerseits bei der

»	 Beratung und Begleitung bei formalen Beteiligungen helfen, indem 

wir über die gesetzlichen Regelungen aufklären und die Einwoh-

ner_innen bei Bedarf beraten und begleiten.

»	 Andererseits sind wir als Netzwerker_innen auch persönlich und 

aufsuchend in den Stadt- und Ortsteilen unterwegs, nehmen auf 

Wunsch z.B. an Treffen von Einwohner_innen- oder Stadtteilinitia-

tiven teil. So können wir nicht nur die jeweiligen Anliegen mitneh-

men, sondern auch unmittelbar Beratung und Vermittlung anbie-

ten.
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Dezentrale Stadt- und Ortsteilarbeit:

Wir werden in den Stadt- und Ortsteilen präsent und ansprechbar sein. 

Hierbei will das Büro die Bürger- und Begegnungshäuser eng einbin-

den und hat dafür bereits eine ganze Reihe von ihnen gewinnen kön-

nen.

Dabei sind wir

»	 mobil: Das Büro soll nicht nur an einem zentralen Ort, sondern in 

ganz Potsdam stattfinden. Mit dem “rollenden Büro” wollen wir die 

Einwohner_innen ansprechen und für sie ansprechbar sein.

»	 präsent: Das Büro geht an die Orte, wo die Einwohner_innen sind. 

Wir lassen uns nieder auf öffentlichen Plätzen und informieren über 

unsere Arbeit. Uns ist es wichtig mit den Einwohner_innen direkt 

ins Gespräch zu kommen und auch die bereits aktiven Initiativen 

und soziokulturellen Akteur_innen zu treffen.

»	 offen für Neues: Wir möchten, dass Jede und Jeder eine Chance 

hat, von uns zu wissen und zu uns zu finden. Daher wollen wir mit 

der Kampagne “Eingang Beteiligung” (Arbeitstitel) in Geschäften 

und an Orten, wo erfahrungsgemäß viele Einwohner_innen sind, 

erreichen, dass wir auf ansprechende Art und Weise “gefunden” 

werden.

»	 eine wesentliche Unterstützung für Dialogformen in den Stadt- 

und Ortsteilen: Uns ist sehr daran gelegen, dass es dauerhafte 

Formen des Austausches und der Beteiligung in einem Stadtteil 

oder in einem Ort gibt. Wir wollen z.B. Stadtteilforen gemeinsam 

entwickeln und durchführen, die auf die jeweiligen Strukturen und 

Bedürfnisse der Einwohner_innen zugeschnitten sind.

»	 informativ: Wir planen einen Beteiligungsnewsletter für Potsdam, 

der regelmäßig und verständlich darüber informiert, was in unserer 

Stadt in punkto Beteiligung aktuell ist. 

Kurzkonzept » Methoden

Entwicklung von Qualitätsstandards und einer dauerhaften Beteili-

gungskultur : 

Langfristig wollen wir dazu beitragen, dass sich eine Kultur der Beteili-

gung in Potsdam etabliert, die auch nicht davor zurückschreckt, einheit-

liche Qualitätsstandards für Beteiligungsprozesse zu entwickeln. 

Dabei erachten wir es als sinnvoll

»	 gemeinsam mit dem verwaltungsinternen Büro die erfolgreichen 

Prozesse und gesammelten Erfahrungen im Sinne einer “Denkfab-

rik” zusammenzuführen, zu erhalten und weiterzuentwickeln 

»	 einen “Beteiligungsatlas” (Arbeitstitel) zu erstellen: Dieser soll 

nach Stadt- und Ortsteilen geordnet aufzeigen, wer was wo und 

wie macht und wie man sich daran beteiligen kann.

»	 mit einem gemeinsam entwickelten Handbuch eine Art Betriebs-

anleitung “Beteiligung in Potsdam” (Arbeitstitel) zu erarbeiten: 

Unsere Kommune verfügt über eine große Zahl an formalen Betei-

ligungsmöglichkeiten, von denen aber viele spezielles Fachwissen 

voraussetzen. Wir wollen hierfür einen Leitfaden entwickeln, der 

den Zugang zu und die Nutzung der vorhandenen Beteiligungs-

möglichkeiten erleichtert.

»	 zu schauen, was sich verändert: Mit dem Entwicklungsbericht “Be-

teiligung in Potsdam” (Arbeitstitel) sollen die aktuellen Entwick-

lungen in Potsdam leicht verständlich und übersichtlich dargestellt 

werden.

»	 in die Tiefe zu gehen: Der “Schwellenkatalog Beteiligung” (Arbeits-

titel) soll dazu dienen, besser bewerten zu können, ab wann und in 

welcher Form ein bestimmtes Thema oder ein Vorgang einen Betei-

ligungsprozess auslösen sollte. Wir möchten dazu in Kooperation 

mit dem verwaltungsinternen Büro sowie Einwohner_innen ein 

Modell entwickeln, in dem - ergänzend zu den gesetzlichen Rege-

lungen - Schwellen für die Auslösung von Beteiligungsprozessen 

definiert werden.
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Methodenkoffer für Beteiligung

Auch unabhängig von der Potsdamer Situation gibt es eine Vielzahl er-

probter, lebendiger und greifbarer Ansätze und Beteiligungsmethoden, 

die wir gern zur Verfügung stellen und in Potsdam ausprobieren möch-

ten. Dazu zählen Methoden u.a. Onlineinstrumente, Planungsmetho-

den, Befragungsmethoden, Konferenzmethoden, Organisationsformen 

für Beteiligung und Trainings- und Coachingmethoden. Für die Praxis 

ist der Methodenkoffer so konzipiert, dass er beliebig erweiterbar ist.

Im Methodenkoffer finden sich

»	O nlineinstrumente,

»	 Planungsmethoden,

»	 Methoden zur Einwohner_innenbefragung,

»	 Konferenzmethoden,

»	O rganisationsformen für Beteiligung (z.B. die aktivierende Stadt- 

und Ortsteilarbeit und die Arbeit in Stadtteilforen) sowie

»	 Trainings- und Coachingmethoden

Kurzkonzept » Methoden



5958

6. Rahmenbedingungen

Dieses Konzept sieht die Einrichtung von drei Stellen für Mitarbeiter_

innen sowie eine geschäftsführende Stelle vor. Dieses Kernteam soll 

bei Bedarf um Honorarkräfte erweitert werden. Zudem ist die Einbe-

ziehung ehrenamtlicher Freiwilliger vorgesehen. Damit die Mitarbei-

ter_innen sich auf ihre umfangreichen Aufgaben konzentrieren können, 

sollen zeitintensive Nebentätigkeiten an dritte Dienstleister ausgela-

gert werden (Web-Administration, technische Betreuung, Buchhaltung, 

Personalkostenbetreuung). Um seinen Handlungrahmen kontinuierlich 

zu erweitern, soll das Büro Drittmittel einwerben. Hier ist die Zielstel-

lung, während des Modellzeitraums pro Jahr 20.000 € einzuwerben. 

Durch seine enge infrastrukturelle Anbindung an das Stadtteilnetzwerk 

Potsdam West e.V. kann das Büro unmittelbar seine Arbeit in dessen 

Räumlichkeiten aufnehmen.

Kurzkonzept » Rahmenbedingungen Kurzkonzept » Evaluation

7. Sicherstellung der Aufgabenerfüllung und Evalua-
tion des Modellprojekts

Das Modellprojekt soll in seiner Arbeit durch einen Beteiligungsrat und 

einen wissenschaftliche Evaluation begleitet werden. Neben dieser 

Begleitung ist es jedoch auch notwendig, dass das die Mitarbeiter_in-

nen des Büros Techniken entwickeln, um ihre Arbeit eigenständig zu 

reflektieren und weiterzuentwickeln. Dabei steht die funktionierende 

und gleichberechtigte Zusammenarbeit der beiden Teile des Büros im 

Mittelpunkt. Hierfür schlagen wir vier ineinandergreifende Methoden 

vor, die jedoch nur im Abstimmung mit allen Beteiligten entwickelt 

und umgesetzt werden können:

»	 Beide Teile des Büros sollen durch formative Evaluationen begleitet 

werden.

»	 Die Mitarbeiter_innen sollen sich einer regelmäßigen gemeinsa-

men Supervision unterziehen.

»	 Ergänzend dazu sollen regelmäßige Intervisionen stattfinden.

»	 Nach Ablauf des dreijährigen Modellzeitraums soll die Arbeit 

beider Teile des Büros einer summarischen Evaluation unterzogen 

werden, die sich aus den Ergebnissen der jeweiligen formativen 

Evaluationen und den Ergebnissen der Super- und Intervisionspro-

zesse speist.
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Tabelle1

Seite 1

Finanzierungsplan – Büro für Bürgerbeteiligung

Dreijährige Planung mit Projektstart Oktober 2013 und Projektende Septmeber 2016

2013 2014 2015 2016
Okt.- Dez. Jan. - Dez. Jan. - Dez. Jan. - Sep.

EINNAHMEN

Zuwendung 32.500,00 € 130.000,00 € 130.000,00 € 97.500,00 €

Drittmittel 0,00 € 20.000,00 € 20.000,00 € 20.000,00 €

Summe 32.500,00 € 150.000,00 € 150.000,00 € 117.500,00 €

KOSTEN

Personal
Geschäftsführung a 5 h (TvöD E12/2) 1.606,00 € 6.424,00 € 6.424,00 € 4.818,00 €

Mitarbeiter_in a 25 h (TvöD E10/2) 7.466,00 € 29.863,00 € 29.863,00 € 22.397,00 €

Mitarbeiter_in a 25 h (TvöD E10/2) 7.466,00 € 29.863,00 € 29.863,00 € 22.397,00 €

Mitarbeiter_in a 20 h (TvöD E10/2) 5.973,00 € 23.891,00 € 23.891,00 € 17.918,00 €

Summe 22.511,00 € 90.041,00 € 90.041,00 € 67.530,00 €

Unfallkasse 150,00 € 600,00 € 600,00 € 450,00 €

Fortbildungen 0,00 € 400,00 € 400,00 € 400,00 €

Honorare / Aufwandsentschädigungen 0,00 € 4.000,00 € 4.000,00 € 3.000,00 €

Summe 150,00 € 5.000,00 € 5.000,00 € 3.850,00 €

Verwaltungskosten
Miete – Büro (70m² / 8€ NKM) 1.680,00 € 6.720,00 € 6.720,00 € 5.040,00 €

Nebenkosten – Büro (3,40 € / m² / Monat) 714,00 € 2.856,00 € 2.856,00 € 2.142,00 €

Kommunikation 300,00 € 1.200,00 € 1.200,00 € 900,00 €

Porto, Telefon, Internetanschluss, usw.

Buchhaltung 900,00 € 3.600,00 € 3.600,00 € 2.700,00 €

Fahrt- und Reisekosten 500,00 € 3.000,00 € 3.000,00 € 2.250,00 €

Leasing 900,00 € 3.600,00 € 3.600,00 € 2.700,00 €

PKW (200 € / Monat), Kopierer (100 € / Monat)

technische und Web-Administration 300,00 € 1.200,00 € 1.200,00 € 900,00 €

Büromaterial 300,00 € 1.200,00 € 1.200,00 € 1.200,00 €

Versicherungen 125,00 € 500,00 € 500,00 € 375,00 €

Summe 5.719,00 € 23.876,00 € 23.876,00 € 18.207,00 €

Öffentlichkeitsarbeit
Druckkosten 600,00 € 3.000,00 € 3.000,00 € 2.500,00 €

Honorare Graphik und Layout 300,00 € 1.500,00 € 1.500,00 € 1.000,00 €

Summe 900,00 € 4.500,00 € 4.500,00 € 3.500,00 €

Sachkosten-Veranstaltungen

5.2. Finanzplan

Kurzkonzept » Finanzplan 
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Tabelle1

Seite 2

Raummieten 0,00 € 3.000,00 € 3.000,00 € 2.000,00 €

Verbrauchsmaterial 200,00 € 1.500,00 € 1.500,00 € 1.000,00 €

Sonstiges (Tagungsgetränke, usw.) 100,00 € 500,00 € 500,00 € 300,00 €

drittmittelfinanzierte Veranstaltungen 0,00 € 20.000,00 € 20.000,00 € 20.000,00 €

Summe 300,00 € 25.000,00 € 25.000,00 € 23.300,00 €

Anschaffungskosten
Büroeinrichtung 620,00 € 500,00 € 500,00 € 0,00 €

elektronische Ausstattung 1.000,00 € 200,00 € 200,00 € 200,00 €

PCs, Telefonanlage, Beamer, Mikros, usw.

Lizenzen für Software 100,00 € 200,00 € 200,00 € 200,00 €

Lizenzen für Methoden 0,00 € 200,00 € 200,00 € 200,00 €

Leasing-Anzahlung PKW 1.000,00 € 0,00 € 0,00 € 0,00 €

Fachliteratur 0,00 € 200,00 € 200,00 € 200,00 €

Aktionsstand 200,00 € 0,00 € 0,00 € 0,00 €

sonstige Anschaffungen 0,00 € 283,00 € 283,00 € 313,00 €

Summe 2.920,00 € 1.583,00 € 1.583,00 € 1.113,00 €

Summe 32.500,00 € 150.000,00 € 150.000,00 € 117.500,00 €
Differenz 0,00 € 0,00 € 0,00 € 0,00 €

Tabelle1

Seite 1

Finanzierungsplan – Büro für Bürgerbeteiligung

Dreijährige Planung mit Projektstart Oktober 2013 und Projektende Septmeber 2016

2013 2014 2015 2016
Okt.- Dez. Jan. - Dez. Jan. - Dez. Jan. - Sep.

EINNAHMEN

Zuwendung 32.500,00 € 130.000,00 € 130.000,00 € 97.500,00 €

Drittmittel 0,00 € 20.000,00 € 20.000,00 € 20.000,00 €

Summe 32.500,00 € 150.000,00 € 150.000,00 € 117.500,00 €

KOSTEN

Personal
Geschäftsführung a 5 h (TvöD E12/2) 1.606,00 € 6.424,00 € 6.424,00 € 4.818,00 €

Mitarbeiter_in a 25 h (TvöD E10/2) 7.466,00 € 29.863,00 € 29.863,00 € 22.397,00 €

Mitarbeiter_in a 25 h (TvöD E10/2) 7.466,00 € 29.863,00 € 29.863,00 € 22.397,00 €

Mitarbeiter_in a 20 h (TvöD E10/2) 5.973,00 € 23.891,00 € 23.891,00 € 17.918,00 €

Summe 22.511,00 € 90.041,00 € 90.041,00 € 67.530,00 €

Unfallkasse 150,00 € 600,00 € 600,00 € 450,00 €

Fortbildungen 0,00 € 400,00 € 400,00 € 400,00 €

Honorare / Aufwandsentschädigungen 0,00 € 4.000,00 € 4.000,00 € 3.000,00 €

Summe 150,00 € 5.000,00 € 5.000,00 € 3.850,00 €

Verwaltungskosten
Miete – Büro (70m² / 8€ NKM) 1.680,00 € 6.720,00 € 6.720,00 € 5.040,00 €

Nebenkosten – Büro (3,40 € / m² / Monat) 714,00 € 2.856,00 € 2.856,00 € 2.142,00 €

Kommunikation 300,00 € 1.200,00 € 1.200,00 € 900,00 €

Porto, Telefon, Internetanschluss, usw.

Buchhaltung 900,00 € 3.600,00 € 3.600,00 € 2.700,00 €

Fahrt- und Reisekosten 500,00 € 3.000,00 € 3.000,00 € 2.250,00 €

Leasing 900,00 € 3.600,00 € 3.600,00 € 2.700,00 €

PKW (200 € / Monat), Kopierer (100 € / Monat)

technische und Web-Administration 300,00 € 1.200,00 € 1.200,00 € 900,00 €

Büromaterial 300,00 € 1.200,00 € 1.200,00 € 1.200,00 €

Versicherungen 125,00 € 500,00 € 500,00 € 375,00 €

Summe 5.719,00 € 23.876,00 € 23.876,00 € 18.207,00 €

Öffentlichkeitsarbeit
Druckkosten 600,00 € 3.000,00 € 3.000,00 € 2.500,00 €

Honorare Graphik und Layout 300,00 € 1.500,00 € 1.500,00 € 1.000,00 €

Summe 900,00 € 4.500,00 € 4.500,00 € 3.500,00 €

Sachkosten-Veranstaltungen

Kurzkonzept » Finanzplan 



6564

5.3. Langkonzept

1. Ausgangslage	 s. 66

 2. Zielgruppen 	 s. 76

3. Ziele 	 s. 84

4. Inhalte	 s. 92

5. Methoden 	 s. 112

6. personelle Rahmenbedingungen	 s. 134

7. sachliche und finanzielle Rahmenbedingungen 	 s. 135

8. Sicherstellung der Aufgabenerfüllung	  s. 138 

    und Evaluation des Modellprojekts   	

Langkonzept »  Inhalt



6766

Langkonzept » Ausgangslage

1. Ausgangslage

Demokratie ist keine Institution, sondern ein Prozess.

Beobachtet man von diesem Standpunkt aus die gesellschaftlichen 

Veränderungsprozesse und die rasante Stadtentwicklung Potsdams, 

wird für unsere Kommune ein Entwicklungsdruck im Bereich der Be-

teiligung der Einwohner_innen deutlich - verstanden als Ergänzung zu 

repräsentativ-demokratisch geordneten Entscheidungsstrukturen.

Die gesamtgesellschaftlichen Veränderungsprozesse lassen sich am 

besten anhand der aus ihnen resultierenden normativen Gesetzge-

bung auf nationaler Ebene der Bundesrepublik Deutschland einerseits 

und dem Abschluss von Konventionen auf internationaler Ebene ande-

rerseits skizzieren. Blickt man auf die Ebene internationaler Konventi-

onen, wird die Entwicklung hin zu einem Mehr an Beteiligung schnell 

deutlich. Als aussagekräftige Beispiele lassen sich etwa die Kinder-

rechts- und Behindertenrechtskonventionen oder auch die Agenda 21 

der Vereinten Nationen anführen. Diese fordern im Sinne der nachhal-

tigen Entwicklung unmissverständlich die Beteiligung aller Bevölke-

rungsgruppen an den sie betreffenden politischen Entscheidungen ein. 

Es ist dabei jedoch weitgehend den Unterzeichnerstaaten überlassen, 

wie diese Inklusion und Beteiligung konkret aussieht. Auf europäischer 

Ebene zeigt unter anderem auch die aktuelle Diskussion um die Ein-

führung einer Direktwahl des Kommissionspräsidenten die Tendenz 

zu mehr direktdemokratischen Elementen innerhalb der repräsentativ 

geordneten politischen Ordnung. In der BRD zeigt sich - auf den Kon-

ventionen beruhendes - konkretes nationales Handeln etwa in Pro-

grammen wie den lokalen Agenda 21 Prozessen oder auch dem natio-

nalen Aktionsplan “kindergerechtes Deutschland”. Insbesondere auch 

das 2004 nivellierte Baugesetzbuch sieht verstärkt Elemente vor, die 
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die Einwohner_innen beteiligen und trägt damit dem Anspruch einer 

nachhaltigen Entwicklung mithilfe der Einbeziehung der Expert_innen 

vor Ort Rechnung. Mit der Absenkung des Wahlrechtsalters auf 16 Jah-

re und weiteren Maßnahmen sogar bis hin zur Einführung von online 

gestützten Liquid-Democracy Softwarelösungen (Landkreis Friesland) 

gehen immer mehr Bundesländer - wie auch Brandenburg - den Weg 

hin zu mehr Beteiligung. 

Auch unsere Kommune - die Landeshauptstadt Potsdam - hat sich 

etwa mit der Aufnahme von direktdemokratischen Elementen wie der 

Einwohnerversammlung oder dem Einwohnerantrag in seine Haupt-

satzung diesen Veränderungen nicht verschlossen. Sie nimmt den 

gesamtgesellschaftlichen Trend auf und setzt ihn in konkretes kommu-

nales Handeln um - besonders auch in Anbetracht der rasanten Stadt-

entwicklungsprozesse in Potsdam. 

Durch die stetig wachsende Einwohner_innenzahl werden in dem 

dichtbesiedelten Ballungsraum Potsdam häufig intensive Interes-

senwidersprüche ausgelöst. Diese müssen im Rahmen notwendiger 

Stadtentwicklungen konstruktiv aufgelöst werden. Das macht in au-

ßergewöhnlich hoher Frequenz Abwägungs- und Aushandlungspro-

zesse unter einer Vielzahl unterschiedlicher Interessengruppen und im 

Wettstreit liegender Zielstellungen nötig. Um dieser Herausforderung 

gerecht zu werden, sollten partizipative Beteiligungsprozesse gestärkt 

werden - nur so lassen sich gemeinsame Lösungen erarbeiten, die bei 

den Einwohner_innen eine breite Akzeptanz finden, da sie an der Erar-

beitung dieser unmittelbar beteiligt sind und sicher sein können, dass 

nicht “über ihre Köpfe hinweg” oder im völligen Gegensatz zu ihren 

eigenen Bedürfnissen entschieden wird.

Langkonzept » Ausgangslage

Doch nicht nur diese Herausforderungen in der Stadtentwicklung spre-

chen für die konsequente Stärkung partizipativer Strukturen und die 

weitere Ausprägung einer konstruktiven Beteiligungskultur.

Verbunden mit dem Wachstum der Einwohner_innenzahl Potsdams 

verändert sich auch die Bevölkerungsstruktur: Potsdam wird zuneh-

mend durch Personen mit mittleren und höheren Bildungsabschlüssen 

und von Haushalten mit mittleren und höheren Einkommens- und/oder 

Vermögenslagen geprägt.

Personengruppen mit mittleren und höheren Bildungsabschlüssen 

(und entsprechenden Einkommens- und oder Vermögenslagen) sind 

nachweislich sehr partizipationsfreudig und können sich im Rahmen 

von Beteiligungsprozessen gut durchsetzen. Gerade durch diese Grup-

pen mit ihren heterogenen Interessenlagen entstehen aufgrund ihrer - 

innerhalb gängiger Konventionen - stark ausgeprägten Fähigkeiten zur 

Partizipation zum Teil sehr kontroverse und zeitintensive Beteiligungs-

prozesse.

Im Gegensatz dazu können sich die aufgrund diverser gesellschafts-

struktureller Bedingungen (zum Beispiel niedrige Einkommen, niedrige 

oder keine Bildungsabschlüsse) als “partizipationsfern” verstandenen 

Personengruppen im Rahmen von Beteiligungsprozessen, die sie nicht 

“abholen”, kaum bis gar nicht durchsetzen.

Diese Unausgewogenheit der Interessenvertretung befördert gesell-

schaftliche Segregationsprozesse und beschleunigt die soziale Ent-

mischung in der Kommune - wie unter anderem jüngst die Studie 

“Nichtwähler in Deutschland” der Friedrich-Ebert-Stiftung erneut 

nachgewiesen hat.
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Ähnlich verhält es sich auch bei den zum Teil sehr widersprüchlichen 

Interessen von älteren und jüngeren Menschen. Im Zuge der allge-

meinen demographischen Entwicklung dominieren zunehmend ältere 

Menschen das Stadtbild, während die Präsenz Jugendlicher zurück-

geht. Dabei muss aber auch berücksichtigt werden, dass Potsdam eine 

relativ hohe Geburtenrate verzeichnet, was Anforderungen an die Wei-

terentwicklung der sozialen Infrastruktur in einigen Stadtteilen nach 

sich zieht. Hier tragen die Jüngeren durch ihre noch weniger erprobten 

kommunikativen Kompetenzen und die Unterlegenheit in Anzahl und 

Ressourcen ein deutliches partizipatives Defizit. Dabei ist jedoch eine 

ausgewogene Wahrnehmung beider Interessengruppen für eine nach-

haltige Gestaltung unserer Stadt entscheidend.

Allein schon diese skizzierten Entwicklungen stellen hohe Ansprüche 

an die partizipative und inkludierende Qualität der für die Gestaltung 

einer lebenswerten Stadt notwendigen Aushandlungs- und Beteili-

gungsprozesse.

Allerdings gesellen sich zu diesen eher allgemeinen Entwicklungen 

sehr potsdamspezifische Herausforderungen:

So etwa die Eingemeindung neuer Ortsteile im Jahre 2003, haupt-

sächlich im Norden Potsdams. Diese verfügen zwar durch ihre jeweils 

gewählten Ortsbeiräte und Ortsvorsteher_innen über eine an die Stadt-

verordnetenversammlung angebundene repräsentative Struktur - die 

Ausprägung individueller Beteiligungsstrukturen, die den sehr hete-

rogenen Ansprüchen und Gegebenheiten der neuen Ortsteile gerecht 

werden, steht aber neben einigen sehr beispielhaften Ansätzen noch 

weitgehend aus. Hierbei spielen insbesondere die Unterschiedlichkei-

ten in dem Spannungsfeld zwischen ländlichen und städtischen Raum 

eine große Rolle.

Ein ebenfalls für Potsdam charakteristisches Merkmal ist die hohe 

Dichte an Akteur_innen (Vereinen, Bürgerinitiativen, multiplizierenden 

Einzelpersonen, Forschungsinstitutionen, Stiftungen usw.). Diese be-

einflussen bereits jetzt aus unterschiedlichsten und zum Teil konkurrie-

renden Motivationen und Perspektiven heraus städtische Prozesse. Sie 

fordern immer wieder Beteiligung ein und praktizieren Partizipation 

im Rahmen ihrer individuellen Möglichkeiten. Diese zahlreichen Ein-

zelakteur_innen haben jedoch kaum gemeinsame Anknüpfungspunkte 

und prägen bisher nur schwache und zeitlich begrenzte Netzwerke aus. 

Damit ist die Erzeugung effizienter Synergien für die Akteur_innen und 

die Stadtverwaltung nur sehr eingeschränkt möglich und es müssen 

zum Teil überaus ähnliche Aushandlungs-, Beteiligungs- und Informati-

onsprozesse häufig wiederholt werden.

Weiterhin spielt in Potsdam die hohe Fluktuation innerhalb der Be-

völkerung für Beteiligungsprozesse eine wichtige Rolle: Im Jahr 2011 

zogen ca. 10.100 Menschen nach Potsdam, während im gleichen Jahr 

ca. 8.400 Menschen Potsdam verließen. Dies zeigt nicht nur das starke 

Wachstum Potsdams, sondern macht deutlich, dass sich die Bevölke-

rung in einem starken Austausch befindet.

Daraus ergibt sich für Potsdam gleichzeitig die Chance, aber auch 

die Notwendigkeit, die vielen neuen Potsdamer_innen konstruktiv in 

partizipative Strukturen einzubinden. So lässt sich nachweislich nicht 

nur am Besten die Identifikation mit der für die Einwohner_innen 

neuen Stadt Potsdam herstellen, sondern auch deren Erfahrungen 

und Bedürfnisse in eine nachhaltige Entwicklung integrieren. Dies gilt 

insbesondere auch für die Neuansiedlung von gewerbetreibenden Ak-

teur_innen, die breit aufgestellte Forschungslandschaft und die vielen 
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Student_innen in unserer Stadt. Gerade diese drei Gruppen sollten 

durch Anbindung und Identitätsstiftung in Potsdam eingebunden und 

langfristig gehalten werden.

Die Landeshauptstadt Potsdam hat in Anbetracht der umrissenen Ent-

wicklungen und Anliegen die Aufgabe, die aktuellen und zukünftigen 

Stadtentwicklungsprozesse so zu organisieren, dass die betroffenen 

Einwohner_innen aus den jeweilig unterschiedlich partzipationsaffinen 

Gruppen gleichberechtigt und konstruktiv in die zahlreichen und kom-

plexen Aushandlungsprozesse einbezogen werden. 

Dazu müssen Handlungsansätze entwickelt werden, die sozialen Aus-

schlussprozessen im Zuge von Beteiligung entgegenwirken. Etwa in-

dem auf die jeweiligen Zielgruppen abgestimmte, ressourcenorientier-

te Methoden zur Anwendung kommen. Nur so kann die gemeinsame 

Gestaltung eines vielfältigen und auch zukünftig attraktiven Lebensum-

feldes in Potsdam gewährleistet werden.

Die Landeshauptstadt Potsdam hat im vergangenen Jahrzehnt bereits 

viele unterschiedliche Schritte unternommen, um die Beteiligung ihrer 

Einwohner_innen zu verbessern:

Diese Schritte fußen unter anderem auf dem Bericht der Enquete-Kom-

mission „Bürgerschaftliches Engagement“ des Bundestages aus dem 

Jahr 2002 und folgen damit den Vorschlägen zur Ergänzung repräsen-

tativer Strukturen um partizipatorische Elemente. 

Der im Enquete-Bericht konstituierten Idee der Bürgerkommune trug 

Potsdam mit dem 2005 verabschiedeten Rahmenkonzept „Potsdam 

auf dem Weg zur Bürgerkommune“ Rechnung.  Die besondere Qualität 

dieser Bürgerkommune liegt in der prozesshaften Neugestaltung des 

modellhaften „Dreiecks“ zwischen Einwohner_innen, Kommunalver-

tretung und Verwaltung. Es geht um die Ergänzung repräsentativer 

Entscheidungsformen mit direktdemokratischen und kooperativen For-

men der Demokratie. So sollen Bürger_innenzufriedenheit und Akzep-

tanz verbessert, Mitgestaltung organisiert, Mitbestimmung gefördert 

und mehr Vertrauen zu Politik und Verwaltung geschaffen werden.

In diesem Rahmen schuf die Stadt beispielsweise mit dem Bürger-

haushalt, dem Kinder- und Jugendbüro (in Trägerschaft des Stadtju-

gendrings Potsdam e.V.), dem Online-Beschwerdemanagement-Sys-

tem „Maerker Potsdam“ oder auch dem Stadtforum bereits eine Reihe 

von Instrumenten mit dem Ziel, die Einwohner_innen Potsdams mehr 

zu beteiligen.

Versteht man Demokratie als Prozess, genügen aber nur punktuelle 

Beteiligungsansätze nicht. 

Neben einer effizienten Vernetzung von Akteur_innen und einer Verste-

tigung von Partizipation sind zusätzliche Entwicklungsschritte notwen-

dig. An diesem Punkt soll das Büro für Bürgerbeteiligung ansetzen.

Im prozessualen Sinne der Demokratie gedacht, stellt eine solche ins-

titutionalisierte Einrichtung einen zweckmäßigen Ansatz dar: So wird 

der Entwicklungsprozess „Bürgerkommune“ konsequent vorangetrie-

ben und der punktuellen Natur vieler Beteiligungselemente entgegen-

gewirkt. Die Qualität von Entwicklungsprozessen, Beteiligungsstruktu-

ren und Ergebnissen aus partizipativen Verfahren wird so gezielt und 

langfristig entwickelt.
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Wir wollen als Trägergemeinschaft und später als Verein mitMachen 

e.V. in einem dreijährigen Modellzeitraum, die in diesem - bundesweit 

bisher einzigartigen - Projekt liegenden Potenziale für unsere Stadt 

ausloten und engagiert erproben.

Die in dieser Trägergemeinschaft vereinten Institutionen haben bereits 

eine Vielzahl an praktischen Erfahrungen mit der Organisation und 

Begleitung von Beteiligungsprozessen in Potsdam - in verschiedenen 

Stadtteilen, mit unterschiedlichen Zielgruppen und zu vielen Themen. 

So verfügt das Stadtteilnetzwerk Potsdam-West e.V. über stadtteil-

bezogene Erfahrungen mit sowohl gelungenen bottom-up wie auch 

top-down Beteiligungsprozessen (z.B. mit der Bürger_inneninitiative 

“Westkurve” oder den vielfältigen Aktionen rund um die nunmehr 

besser entwickelte “Platte”). Die KUBUS gGmbH verfügt mit ihren 

Einrichtungen Treffpunkt Freizeit sowie dem Bürgerhaus am Schlaatz 

über institutionell fest verankerte Einrichtungen in zwei gegensätzli-

chen Stadtteilen, die jeweils eine zentrale Funktion hinsichtlich Einwoh-

ner_innendialog sowie Ehrenamtsarbeit einnehmen. Der Stadtjugend-

ring Potsdam e.V. ist überdies Träger des Kinder- und Jugendbüro, der 

öffentlich geförderten und politisch legitimierten Koordinierungsstelle 

für die Belange der Kinder- und Jugendbeteiligung in Potsdam. Dabei 

verfolgt das Kinder- und Jugendbüro mit den Arbeitsschwerpunkten 

der Unterstützung von Kinder- und Jugendinitiativen einerseits, der 

Förderung von direkter Beteiligung der jungen Einwohner_innen an 

kommunalen Planungsprozessen andererseits sowie dem multiplikato-

rischen Ansatz der Netzwerkarbeit in den Stadt- und Ortsteilen bereits 

vieles, was sich auch im vorliegenden Konzept wiederfindet. Zudem 

setzt sich das Kinder- und Jugendbüro in Kooperation mit Politik, Ver-

waltung und Jugendarbeit für die strukturelle Verankerung von Beteili-

gung ein, um dauerhafte und gesicherte Möglichkeiten der Partizipati-

on für die jungen Zielgruppen zu fördern. 

Diese Trägergemeinschaft verbindet demnach geballte fachliche Kom-

petenz, einen hohen Grad an Vernetzung in der Stadt Potsdam und 

vielfältige Erfahrungen in der Arbeit mit Potsdams Einwohner_innen. 

Auf dieser Expertise wollen wir aufbauen.
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Die Arbeit des Büros für Bürgerbeteiligung richtet sich grundsätzlich an 

alle Einwohner_innen Potsdams.

Insbesondere die nicht-organisierten Einwohner_innen jeder sozialen, 

kulturellen und bildungsbezogenen Herkunft in den verschiedenen 

Stadt- und Ortsteilen wollen wir mit den Angeboten erreichen. Nied-

rigschwellige Formen und Methoden sollen es dabei ermöglichen, alle 

Einwohner_innen im Sinne der Basisaktivierung anzusprechen und 

ihren Wünschen und Bedürfnissen entsprechend einzubinden.

Hierbei wird ein Schwerpunkt der Arbeit darauf liegen, ressourcenori-

entierte Methoden zu entwickeln, die insbesondere diejenigen Einwoh-

ner_innen einbinden, die im konventionellen Sinne als partizipations-

fern verstanden werden.

A.1. Einwohner_innen

A. Primäre Zielgruppen

Die primäre Zielgruppe ist das Kernelement der Arbeit des verwal-

tungsexternen Büros. Alle Ansätze, Angebote und Methoden orientie-

ren sich in erster Linie an den Bedürfnissen dieser Gruppe(n).

Durch die Vielfalt der Aufgaben des verwaltungsexternen Büros für 

Beteiligung ergeben sich sehr unterschiedliche Zielgruppen, die sich in 

primäre (A), sekundäre (B) und strukturell-funktionale (C) Zielgruppen 

unterscheiden. 

2. Zielgruppen

Die Arbeit des Büros für Bürgerbeteiligung richtet sich an die beste-

henden und zukünftigen zivilgesellschaftlichen Akteur_innen und 

Netzwerke.

Hierunter verstehen wir etwa Bürger- und Begegnungshäuser, kultu-

relle Einrichtungen, Stadtteil- und Bürgerinitiativen und Stadtteilräte 

(Stern, Drewitz, Schlaatz, Waldstadt 1 und 2, usw.), ehrenamtlich akti-

ve Einwohner_innen, soziokulturelle Akteur_innen in den Stadt- und 

Ortsteilen (z.B. Treffpunkt Freizeit, Waschhaus, Lindenpark, Archiv), 

Quartiersmanagement (z.B. Projektladen Drewitz, Stadtkontor, Ent-

wicklungsträger Bornstedter Feld), privatwirtschaftliche Akteur_innen 

(z.B. Einzelhandel), Kinder- und Jugendbüro (Stadtjugendring Potsdam 

e.V.), Stiftungen (z.B. Bürgerstiftung Potsdam, Stiftung Großes Wai-

senhaus), Kinder- und Jugendclubs und Streetworker (z.B. Wildwuchs 

Streetwork) sowie Wohlfahrtsorganisationen (z.B. Volkssolidarität, 

AWO, Diakonie, Paritätischer).

Diese lokal in Stadt- oder Ortsteilen verwurzelten beziehungsweise in 

speziellen Zielgruppen eingebundenen oder an Einzelthemen enga-

gierten Akteur_innen werden im Sinne eines multiplikatorischen Ansat-

zes in die Arbeit des Büros einbezogen. Zudem sollen sie in ihrer Rolle 

als Expert_innen für die örtlichen, thematischen oder zielgruppenspezi-

fischen Eigenheiten und für aktuelle Beteiligungsbedarfe bestärkt und 

durch das Büro kontinuierlich begleitet werden.
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B. Sekundäre Zielgruppen

B.1. Politik 

Diese Zielgruppe ist aufgrund ihrer strukturellen Einbindung in reprä-

sentative Funktionen im Vergleich zur primären Zielgruppe stetig mit 

beteiligungsrelevanten Informationen und einer stadtweiten Perspek-

tive versorgt und kann im Rahmen der Stadtverordnetenversammlung 

und ihrer Gremien Einfluss ausüben sowie ihre Bedarfe in geregelten 

Verhältnissen artikulieren. Entscheidend für die erfolgreiche Arbeit des 

verwaltungsexternen Büros ist insbesondere der regelmäßige Infor-

mationsaustausch mit den repräsentativ-politischen Akteur_innen, da 

sie ausschlaggebend für Entscheidungen über die Aufsetzung, Finan-

zierung und Realisierung der Ergebnisse von Beteiligungsverfahren 

mit der primären Zielgruppe sind.

B.1.1. Stadtverordnete

Die ehrenamtlich tätigen Stadtverordneten nehmen als privilegierte 

Informationsträger_innen und mit ihrem strukturell geregelten Zugang 

zur Verwaltung eine wichtige Funktion ein und können zur erfolgrei-

chen Durchführung von Beteiligungs- und Dialogprozessen maßgeb-

lich beitragen. Dabei muss jedoch stets die Überparteilichkeit des 

Büros gewahrt werden. Die Stadtverordneten sollen sich – verstanden 

als Einwohner_innen – jederzeit an das Büro wenden und sich in Betei-

ligungsprozesse einbringen können.

Politik und Verwaltung werden als sekundäre Zielgruppe des verwal-

tungsexternen Büro mehr als Kooperations- und Dialogpartner_in, 

denn als Rezipient_in des Angebots verstanden. 
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Innerhalb dieser Zielgruppe wird sich die Hauptebene des Austausches 

und der Zusammenarbeit mit dem Büro für Bürgerbeteiligung abspie-

len. Hier ist die für die Arbeit des Büros entscheidende Überparteilich-

keit stets gewährleistet und hier liegen die für Beteiligungsprozesse 

ausschlaggebenden Entscheidungsbefugnisse. Es ist für das Büro da-

her sehr wichtig, sich regelmäßig in den thematisch verantwortlichen 

Ausschüssen einzubringen und anstehende Beteiligungsprozesse in 

der Stadtverordnetenversammlung zu kommunizieren und die daraus 

resultierenden Entscheidungen des Plenums aufzunehmen, umzuset-

zen und zu transportieren.

B.1.3. Parteien und Wähler_innengruppen

Das Büro für Bürgerbeteiligung versteht die kommunalen Ebenen der 

Parteien und die lokalen Wähler_innengruppen als organisierte Ein-

wohner_innenschaft und möchte daher die hier bereits vorhandenen 

und etablierten Strukturen - je nach Bereitschaft der einzelnen Orga-

nisationen - in seinen multiplikatorischen Ansatz einbinden. Dabei 

werden im Sinne der notwendigen Überparteilichkeit alle Parteien und 

Wähler_innengruppen im gleichen Ausmaß angesprochen.  

B.1.2. Stadtverordnetenversammlung, 

          Ausschüsse und Gremien
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B.2. Verwaltung

Die Stadtverwaltung stellt in ihrer Gesamtheit eine wichtige Kooperati-

onspartner_in für das verwaltungsexterne Büro für Bürgerbeteiligung 

dar. Als Expert_innen für Abläufe und Vorhaben der Verwaltung sind 

die städtischen Mitarbeiter_innen und Planungsverantwortlichen ei-

nerseits unverzichtbar als Lieferant_innen von beteiligungsrelevanten 

Informationen und andererseits als verantwortliche Auslöser_innen 

oder Wegbereiter_innen konkreter Beteiligungsprozesse innerhalb 

ihrer jeweiligen fachlichen Zuständigkeit. Außerdem sind sie für die 

Etablierung einer Beteiligungskultur inner- und außerhalb der Ver-

waltung als Multiplikator_innen und Unterstützer_innen von großer 

Bedeutung. Die städtischen Mitarbeiter_innen auf dem Weg zu einer 

konstruktiven Beteiligungskultur “mitzunehmen”, ist daher ein wesent-

licher Anspruch.

» B. Sekundäre Zielgruppen
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B.2.1. Fachverwaltungen:

Grundsätzlich gilt es, Entscheidungsträger_innen und Planer_innen 

aus allen Verwaltungsbereichen in die Arbeit an Beteiligungsprozes-

sen je nach fachlicher Zuständigkeit einzubeziehen. Allerdings gibt es 

Verwaltungsbereiche, die erfahrungsgemäß häufiger in solche Pro-

zesse eingebunden sind. Daher sollen unter anderen folgende Verwal-

tungsbereiche im besonderen - aber nicht ausschließlichen - Fokus des 

Büros stehen: 

•	 Geschäftsbereich 2 Bildung, Kultur und Sport

•	 Fachbereich 21 Schule und Sport

•	 Geschäftsbereich 3 Soziales, Jugend, Gesundheit und Ordnung

•	 Fachbereich 32 Ordnung und Sicherheit

•	 Geschäftsbereich 4 Stadtentwicklung, Bauen und Umwelt

•	 Fachbereich 46 Stadtplanung und Stadterneuerung 

•	 Fachbereich 47 Grün-und Verkehrsflächen 

•	 Fachbereich 35 Kinder, Jugend und Familie

•	 Geschäftsbereich 9 Oberbürgermeister

•	 Fachbereich 92 Kommunikation, Wirtschaft und Beteiligung

•	 Büro für Chancengleicheit und Vielfalt

Diese Schwerpunktsetzung deckt sich weitgehend mit den Ergebnissen 

der jüngsten Studie des Deutschen Instituts für Urbanistik: “Auf dem 

Weg, nicht am Ziel. Aktuelle Formen der Bürgerbeteiligung - Ergebnis-

se einer Kommunalbefragung.” (Januar 2013).
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B.2.2. Einrichtungen der Bürgerkommune

Die im Kontext der Bürgerkommune bereits entstandenen und er-

probten Einrichtungen, wie etwa der Bürgerhaushalt oder auch das 

Stadtforum, stellen ebenfalls sinnvolle Anschluss- und Kooperations-

strukturen dar und sollen in der Funktion von Erfahrungsträger_innen 

in die laufende Arbeit und vor allem in die kritische Evaluation sowie 

Weiterentwicklung des Büros einbezogen werden.

B.2.3. Stadtmarketing und Bürgerservice

Die Bereiche Stadtmarketing und Bürgerservice sind als Multiplikati-

onsstrukturen unverzichtbare Kooperationspartner_innen. Insbesonde-

re das Stadtmarketing erfüllt mit Blick auf stadtweite Beteiligungspro-

zesse in seiner für die Aufarbeitung und Weitergabe von Informationen 

verantwortlichen Rolle eine wichtige Funktion und soll nach Möglich-

keit intensiv in die Arbeit des Büros miteinbezogen werden.  

B.2.4. Beauftragte Dritte

Insbesondere die im Zusammenhang mit Planungsaufgaben durch die 

Stadt beauftragten Dritten stellen für die erfolgreiche Durchführung 

von Beteiligungsprozessen einen wichtigen Anknüpfungspunkt dar. 

Das Büro wird auf die Kooperation und Einbindung dieser Akteur_in-

nen angewiesen sein. Hierzu zählen auch die städtischen Tochterun-

ternehmen, wie die ProPotsdam und die Stadtwerke Potsdam mit all 

ihren jeweiligen Töchtergesellschaften. 

» B. Sekundäre Zielgruppen
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C.1. Beteiligungsrat

Der durch eine Auslosung besetzte Beteiligungsrat wird die Arbeit des 

Büros eng begleiten und im Sinne der Einwohner_innenschaft Pots-

dams mit einem verbindlichen korrektiven Feedback versorgen. Hierzu 

muss das Büro die Voraussetzungen schaffen, indem es den Beteili-

gungsrat ständig mit allen relevanten Informationen zu seiner Arbeit 

und den anstehenden Beteiligungsprozessen versorgt und sicherstellt, 

dass die Beiträge des Rates umgehend Eingang in die eigene Arbeit 

finden. 

C.2. verwaltungsinternes Büro für Bürgerbeteiligung

Die gemeinsame Arbeit des verwaltungsinternen Büros und die des 

verwaltungsexternen Büros ist umso erfolgreicher, je besser und enger 

sie miteinander verschränkt sind. Im Sinne zweier gleichberechtigter 

Teile wird es regelmäßige Abstimmungen geben, welche einen ver-

lässlichen Rahmen gestalten und den alltäglichen Austausch in einem 

hierarchiefreien Raum zulassen. Nur so kann die Arbeit des Büros für 

Bürgerbeteiligung gelingen. Hierzu sind schnellstmöglich die entspre-

chenden Mechanismen auszuprägen, zu praktizieren und regelmäßig 

auf ihre Effizienz und Wirksamkeit hin zu überprüfen und gegebenen-

falls anzupassen.  

C. struktuell-funktionale Zielgruppen

Mit den folgenden Zielgruppen wollen wir eine beständige, vertrau-

ensvolle und effiziente Zusammenarbeit etablieren und dauerhaft 

gewährleisten. Sie sind in der Arbeitsstruktur des Büros für Bürgerbe-

teiligung fest verankert. Hierzu sollen in der Aufbauphase des Büros 

Vereinbarungen zu Kompetenzen, Funktion, Struktur, Evaluation, 

Supervision und Intervision getroffen und in einer gemeinsamen  

Geschäftsordnung fixiert werden. 
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Wir möchten als freier Träger des Büros für Bürgerbeteiligung durch 

Information, Befähigung, Hilfestellung und Beratung als eine der trei-

benden Kräfte an der langfristigen Ausprägung und effizienten Um-

setzung einer aktiven Potsdamer Beteiligungskultur mitwirken. Eine 

aktive Kultur der Beteiligung trägt mit dazu bei, die Lebens- und Ar-

beitsqualität in den einzelnen Stadt- und Ortsteilen zu erhöhen. Durch 

eine Offenheit von Mitbestimmungs-, Beteiligungs- und Entschei-

dungsprozessen für die Einwohner_innen, gewinnt die Stadt Potsdam 

als Standort an Attraktivität. Eine aktive Kultur der Beteiligung beruht 

dabei nach unserer Ansicht auf folgenden Grundsätzen, die gleichzeitig 

die langfristigen Zielstellungen des Büros und seiner Mitarbeiter_in-

nen darstellen:

3. Ziele

Gleichbehandlung aller Einwohner_innen Potsdams:

Das Büro und seine Mitarbeiter_innen werden alle Potsdamer_innen, 

unabhängig von Geschlecht, Herkunft, Alter, Befähigungen, Einkom-

men, Ausdrucksfähigkeit, Mobilität, zeitlicher Flexibilität, Kenntnis-

stand im Rahmen des Beteiligungsprozesses und Gruppenzugehörig-

keit als gleichberechtigte, selbstbestimmte Subjekte verstehen und 

dafür Sorge tragen, dass ihnen im Rahmen von Beteiligungsprozessen 

die gleichen Rechte und Chancen zur Mitgestaltung ihres Lebensumfel-

des in Potsdam eingeräumt werden.

Inklusion / Barrierefreiheit:

Bevölkerungsgruppen und Individuen, denen im Laufe von Beteili-

gungsprozessen durch die gesellschaftliche Zuschreibung der „Behin-

derung“ oder anders gearteter struktureller Benachteiligungen signi-

fikante Nachteile bei der Einbringung und Umsetzung ihrer Interessen 

entstehen, werden durch das Büro und seine Mitarbeiter_innen dem 

inklusiven Ansatz der UN-Konvention über die Rechte von Menschen 

mit Behinderung entsprechend, in Beteiligungsprozesse inkludiert. 

Hierzu wird ein Schwerpunkt auf der Sichtbarmachung von Hürden 

und Barrieren aller Art und deren Abbau liegen. Dabei soll großer Wert 

auf die Zusammenarbeit mit bereits engagierten Akteur_innen gelegt 

werden (z.B. Behindertenbeirat, Büro für Chancengleichheit).
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Intermediarität:

Das Büro und seine Mitarbeiter_innen verstehen sich als intermedi-

är. Sie verorten ihre Arbeit als zwischen den Einwohner_innen, den 

Verwaltungsmitarbeiter_innen und den kommunalen Politiker_innen 

liegend. Die Wahrung dieses „dazwischen liegenden“ Charakters ist 

gleichzeitig Grundsatz, Voraussetzung und Ziel für die erfolgreiche 

Arbeit des Büros, da nur so eine unvoreingenommene und eine an 

sozialem Ausgleich orientierte Funktionsweise sichergestellt werden 

kann, die auch von allen an diesem Trialog beteiligten Gruppen und 

Individuen als solche wahrgenommen und anerkannt wird.

Frühzeitige Einbeziehung der Einwohner_innen:

Die Einwohner_innen Potsdam sollen frühzeitig in kommunalpoliti-

sche Entscheidungs-, Planungs- und Umsetzungsprozesse einbezogen 

werden. Neben den gesetzlich vorgeschriebenen Zeitpunkten der Be-

teiligung soll hier im besten Fall bereits vor dem Planungsbeginn von 

Projekten innerhalb der Verwaltung die Möglichkeit der Beteiligung 

eröffnet und an die Einwohner_innen vermittelt werden.   

Niedrigschwellige Informationsbereitstellung und all-
seitige Transparenz:

Voraussetzung für Beteiligungsprozesse aller Art ist die Bereitstellung 

aller relevanten Informationen, die für die jeweils involvierten Teilneh-

mer_innen niedrigschwellig zugänglich und verständlich sein sollen. 

Daher liegt einer der Schwerpunkte des Büros und seiner Mitarbei-

ter_innen in der Aufarbeitung, Bereitstellung und Vermittlung von 

Informationen, die im Kontext von möglichen Beteiligungsprozessen 

vorhanden sind. Dies kann jedoch nur gelingen, wenn Wissensräume 

hierarchiearm gestaltet und Informationen transparent und verständ-

lich aufbereitet werden. Bei Beibehaltung des persönlichen Daten-

schutzes meint dies insbesondere die Offenlegung von prozessbedingt 

relevanten Daten, Kenntnissen und Interessen durch die involvierten 

Verwaltungsmitarbeiter_innen und Politiker_innen, aber auch die betei-

ligten Einwohner_innen.

Etablierung einer zweckdienlichen Kommunikationskultur:

Das bestimmende Element aller Beteiligungsprozesse ist die darin 

vorherrschende Kommunikationskultur - also das “Wie” des Mitein-

anders. Idealerweise sollte dieses direkt, sachlich, konstruktiv, wert-

schätzend, gleichberechtigt und gewaltfrei sein. Das Büro und seine 

Mitarbeiter_innen verstehen ein angemessenes Kommunikationsver-

halten als Grundvoraussetzung zum konstruktiven Ablauf von Beteili-

gungsprozessen. Dabei soll dieser Grundsatz insbesondere durch die 

Schaffung und Ausprägung von Achtsamkeit gegenüber dem eigenen 

Kommunikationsverhalten und dem der anderen Involvierten umge-

setzt werden.

Langkonzept » Ziele
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Anerkennungskultur:

Die Entwicklung einer Kultur der Beteiligung braucht gegenseitige An-

erkennung! Hierunter verstehen das Büro und seine Mitarbeiter_innen 

nicht nur die gleichberechtigte Anerkennung aller Gruppeninteressen 

im Zuge eines Beteiligungsprozesses, sondern auch die psychosoziale 

Belohnung von Engagement im Kontext der Beteiligung mittels zwi-

schenmenschlicher und strukturell veranlagter Wertschätzung. Dazu 

gehört etwa der Ansatz, Einwohner_innen im Kontext von Beteiligung 

als die Expert_innen vor Ort zu verstehen und dementsprechend wert-

schätzend einzubeziehen. Gleiches gilt aber auch für engagierte Verwal-

tungsmitarbeiter_innen, die bei ihrer Mitwirkung an Beteiligungspro-

zessen zum Teil weit über die ihnen zugeschriebenen Verpflichtungen 

hinausgehen und daher für ihren jeweiligen persönlichen Einsatz 

anzuerkennen sind. Zwingende Voraussetzung zur Etablierung einer 

solchen Anerkennungskultur ist nach Auffassung des Büros und seiner 

Mitarbeiter_innen an erster Stelle die Sichtbarmachung der jeweils 

geleisteten Beiträge und des jeweiligen individuellen Arbeitsaufwan-

des der am Prozess beteiligten Personen sowie an zweiter Stelle die 

gemeinsame Entwicklung und Ausprägung von Verhaltensweisen und 

Strukturen, die eine Wertschätzung nach den beschriebenen Kriterien 

ermöglichen und einfordern.

Verbindlichkeit von Beteiligungsprozessen:

Die zunehmend zur Anwendung kommenden Beteiligungmethoden 

unkonventioneller Natur (wie etwa World Cafe, Charette Verfahren, 

Planning for Real, usw.) tragen aufgrund ihres weder gesetzlich noch 

demokratietheoretisch geregelten Charakters eine hohe Unsicherheit 

hinsichtlich ihres Handlungsrahmens und der Umsetzung ihrer Ar-

beitsergebnisse in sich. Insbesondere hierbei, aber auch im Rahmen 

geregelter, konventioneller Beteiligungsprozesse, werden das Büro 

und seine Mitarbeiter_innen im Zusammenwirken mit allen am Pro-

zess beteiligten Gruppen Methoden (z.B. Kooperationsvereinbarungen, 

agreements on conduct) entwickeln und umsetzen, die eine größtmög-

liche Verbindlichkeit im Sinne einer beständigen Struktur-, Prozess- 

und Ergebnisqualität erzeugen. Ein solches Vorgehen macht für alle 

Beteiligten das Übernehmen von Verantwortung und das Erleben von 

Selbstwirksamkeit möglich. Dies bezieht sich sowohl auf individuell 

abgestimmte Methoden im Rahmen von einzelnen Prozessen, als auch 

gegebenenfalls auf die Schaffung übergreifender Regelungen sowie 

deren Einbindung in die zuständigen Regelwerke – beispielsweise in 

die Hauptsatzung der LHP.

Langkonzept » Ziele
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Aktivierung und Empowerment:

Das Büro und seine Mitarbeiter_innen verfolgen neben der Aufgabe, 

Beteiligungsprozesse aufzunehmen, zu koordinieren und organisato-

risch zu begleiten, auch das Ziel, neue Beteiligungsprozesse omnidi-

rektional (bottom-up, top-down, peer to peer) anzuregen. Dabei gilt es, 

möglichst breit alle vorhandenen Interessengruppen und involvierten 

Individuen anzusprechen und zur Beteiligung zu aktivieren und/oder 

vorzugsweise den Akt der Selbstaktivierung zu befördern. Ausschlag-

gebend hierfür ist die Vermittlung von theoretischen und praktischen 

Kompetenzen im Feld der Beteiligung sowie die Anregung zum eigen-

ständigen Kompetenzerwerb. Dabei stehen folgende inhaltliche Berei-

che im Mittelpunkt: kommunikative Kompetenzen, Möglichkeiten und 

Grenzen von Beteiligung, Verfahren und Methoden der Beteiligung, 

kommunal- und verwaltungsrechtliche Regelungen konventioneller 

Beteiligungsprozesse, Organisation und Wirkungsweisen unkonventio-

neller Beteiligungsprozesse, Struktur und Arbeitsweise der kommuna-

len Verwaltung und des kommunalen Parlaments.
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inklusive Beteiligung:

Die Partizipationsforschung hat nachgewiesen, dass konventionelle 

Partizipationsmethoden häufig soziale Ausschlussprozesse auslösen. 

Daraus ist zu schließen, dass eine Vielzahl von Menschen ihr Wissen 

und ihre Interessen nicht in die gemeinsame Gestaltung unserer Kom-

mune einbringen. Diese Menschen werden gern als “partiztipations-

fern” beschrieben. Bedingende gesellschaftsstrukturelle Faktoren dafür 

sind etwa niedrige Einkommen, niedrige oder keine Bildungsabschlüs-

se, Armut oder Armutsgefährdung und Migrationshintergründe. Folgt 

man dem Grundsatz der politischen Gleichberechtigung (oder der 

politischen Gleichheit) aller Bürger_innen stellt sich die Aufgabe, Betei-

ligungsmethoden zu entwickeln und zu erproben, die sozialen Aus-

schlussprozessen konsequent entgegenwirken. Es soll ein Verständis 

gewonnen werden, das nicht jene Menschen als “partizipationsfern” 

ansieht, sondern vorhandene Partizipationsformen auf ihre ausschlie-

ßende Methode hin prüft und entsprechend entgegenwirkt.

Das Büro für Bürgerbeteiligung möchte unter Berücksichtigung der 

genannten Ziele mit seiner Arbeit (Information, Befähigung, Hilfestel-

lung, Beratung) die Voraussetzungen für eine aktive Beteiligungskultur 

in Potsdam schaffen. Im Folgenden werden die Inhalte geordnet nach 

der angestrebten zeitlichen Umsetzung (kurz-, mittel- und langfristig) 

dargestellt.
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Die Aufgaben des Büros für Beteiligung sind sehr vielfältig und rei-

chen von der niedrigschwelligen Bereitstellung und Aufbereitung von 

Informationen über die Mobilisierung innerhalb der Stadtteile, der 

Kompetenzvermittlung an Initiativen, Vereine und Einwohner_innen bis 

zur Unterstützung von Beteiligungsprozessen. Im Sinne der Basisakti-

vierung sollen in den Stadt- und Ortsteilen offene Gespräche geführt 

werden, um Bedarfe für Beteiligung zu erfassen und Beteiligungsvor-

haben und -verfahren zu begleiten. 

Generell soll das Büro dazu beitragen, offene Foren für Austausch und 

Diskussion in den Stadtteilen zu initiieren und zu etablieren. Ein wei-

terer Schwerpunkt der Arbeit liegt in der Zusammenarbeit mit dem 

verwaltungsinternen Teil des Büros und in der Unterstützung von top-

down-Beteiligungsverfahren.

4. Inhalte

Langkonzept » Inhalte
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A.1. Aufbauphase: die ersten 6 Monate

Während der Aufbauphase der ersten 6 Monate erarbeiten die Mitar-

beiter_innen des freien Trägers des Büros für Bürgerbeteiligung eine 

gemeinsame Geschäftsordnung und Ziel- und Aufgabenplanungen mit 

den Mitarbeiter_innen des verwaltungsinternen Büros und dem Betei-

ligungsrat. Dies stellt künftig die Grundlage für die Zusammenarbeit 

und die Erarbeitung von Beteiligungsstandards, sowie die Evaluation 

des Modellprojekts dar.

Es finden regelmäßig Arbeitstreffen und Teamsitzungen der beiden 

Büros statt, in denen die jeweilige Arbeitsweise abgestimmt und eine 

gemeinsame Geschäftsordnung erarbeitet wird.

Die Mitarbeiter_innen des freien Trägers machen sich in den Stadt- und 

Ortsteilen bekannt, indem sie sich und das Büro für Bürgerbeteiligung 

bei bestehenden Institutionen, Bürgerhäusern, Vereinen und Initiati-

ven sowie der Einwohner_innenschaft (z.B. auf öffentlichen Plätzen) 

vorstellen und sich mit diesen vernetzen. Es werden Kooperations-

vereinbarungen für die Zusammenarbeit erarbeitet und im Gespräch 

Entwicklungen und Bedarfe im Stadt- und Ortsteil erfasst, die als eine 

Grundlage für die Arbeit des Büros dienen sollen. Weiterhin stellen 

sich die Mitarbeiter_innen bei den vorhandenen Strukturen, Gremien 

und Arbeitsgruppen der städtischen Fachbereichsverwaltung vor, um 

bei diesen langfristig konstruktiv mitwirken zu können. 

Die Mitarbeiter_innen des Büros erarbeiten intern eine Geschäftsord-

nung, die Grundlage für die tägliche Arbeit sein soll. Dazu gehört die 

Planung von regelmäßigen Arbeitstreffen, die Aufgabenverteilung 

sowie die Erarbeitung von Kriterien, um die eigene Arbeit kritisch zu 

reflektieren und zu evaluieren.

Wir sehen folgende strukturellen und inhaltlichen Aufgaben für das 

Büro, den Träger und die Mitarbeiter_innen:

A. strukturelle Aufgaben

Die Zusammenarbeit der beiden Teile des Beteiligungsbüros ist eine 

der wesentlichen Grundlagen, um Beteiligungsprozesse in der Landes-

hauptstadt Potsdam, die bottom-up und top-down initiiert sind, kons-

truktiv unterstützen und begleiten zu können. Dazu gehören regelmä-

ßige Arbeitstreffen während des Modellzeitraums, in denen sich die 

Beiden gegenseitig über Entwicklungen in der Verwaltung, wie auch in 

den Stadt- und Ortteilen informieren. Beteiligungsverfahren werden 

gemeinsam erarbeitet, geplant und begleitet, sowie die tägliche Arbeit 

aufeinander abgestimmt. Die beiden Teile des Büros stehen sich je-

weils als kompetente Ansprechpartner gegenüber, wenn es um Fragen 

aus dem jeweils anderen Arbeitsfeld geht. Sie unterstützen sich gegen-

seitig dabei, für interessierte Einwohner_innen Ansprechpartner in der 

Verwaltung oder in den Stadt- und Ortsteilen zu vermitteln.

In Zusammenarbeit mit dem Beteiligungsrat gehört die fortlaufende 

Dokumentation und die Evaluation der eigenen Arbeit zu den Aufga-

ben der Mitarbeiter_innen, um die eigene Arbeitsweise zu reflektieren 

und stetig zu verbessern. 

Die im Modellzeitraum erarbeiteten Beteiligungsstandards werden 

fortlaufend herangezogen, um Beteiligungsprozesse auf deren Einhal-

tung zu prüfen und diese gegebenfalls weiter zu optimieren. Die Be-

teiligten erarbeiten Kriterien, nach denen geprüft werden kann, inwie-

weit die Beteiligungsstandards bei Beteiligungsverfahren eingehalten 

werden.
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A.2. Ab 2014 und fortlaufend während Modellzeitraum
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Zur Erweiterung der Arbeitsgrundlage und zur besseren Unterstützung 

gehört die Akquise und Einwerbung von Drittmitteln zu den Aufgaben 

der Mitarbeiter_innen des Büros.

Fortlaufend setzen sich die Mitarbeiter_innen für die Vernetzung mit 

den Einrichtungen und Initiativen in den Stadtteilen ein und sind 

Ansprechpartner_in für diese im Zusammenhang mit Beteiligungsthe-

men. Die Kooperation mit den Institutionen vor Ort dient als Arbeits-

grundlage, um in den Stadt- und Ortsteilen ansprechbar zu sein und 

um mit deren Unterstützung Beteiligungsprozesse, die aus den Stadt-

teilen heraus initiiert werden, konstruktiv begleiten und unterstützen 

zu können.

Die Zusammenarbeit mit Multiplikator_innen in den bestehenden 

Arbeitsgemeinschaften und Gremien gehört zu den regelmäßigen 

Aufgaben der Mitarbeiter_innen des Büros, um Bedarfe zu erfassen, zu 

kommunizieren und um sich fortlaufend zu vernetzen.

» A. strukturelle Aufgaben
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B. inhaltliche Aufgaben

B.1. Aufbauphase: die ersten 6 Monate

Die inhaltlichen Aufgaben während der Aufbauphase sind Informati-

onen zu sammeln, auszuwerten und zu veröffentlichen sowie offene 

Gespräche in den Stadt- und Ortsteilen zu führen.

B.1.1. Informationsbereitstellung:

Die Mitarbeiter_innen erarbeiten zu Beginn des Modellzeitraums eine 

Internetplattform, auf der sie den Einwohner_innen das Büro, dessen 

Aufgaben und Arbeitsweisen in verständlicher Art und Weise vorstel-

len. Weiterhin werden Informationen zu rechtlichen und formellen 

Beteiligungsmöglichkeiten sowie deren Funktionsweise und Einbet-

tung in das “System Stadt” zu finden sein, die den Einwohner_innen 

barrierefrei, niedrigschwellig und in verständlicher Sprache Zugang zu 

Beteiligungsmöglichkeiten eröffnen. Dazu gehört auch die Recherche 

und Bereitstellung von bereits laufenden und geplanten Beteiligungs-

verfahren. Um den Einwohner_innen, die mit der Nutzung des Inter-

nets weniger vertraut sind, einen einfachen Zugang zu diesen Inhalten 

zu ermöglichen, werden Angebote auch in Printform, d.h. durch die 

Erstellung von Flyern, Broschüren und Plakaten erarbeitet. In Zusam-

menarbeit mit Fachkräften der Fachhochschule Potsdam sollen diese 

Informationen auch inklusiv, d.h. als Audio- und Videoformate mit 

Gebärdensprache bereitgestellt werden. Auf der Internetseite wird ein 

Bereich Auskunft über bestehende Vereine, Initiativen und Institutio-

nen geben, um interessierte Einwohner_innen mithilfe einer einfachen 

Informationsquelle darüber zu informieren, wer in ihrem Stadt- und 

Ortsteilen aktiv ist und wo sich engagiert werden kann. Das Erstellen 

und die Pflege einer Seite auf Facebook gehört ebenfalls zu den Aufga-

ben der Mitarbeiter_innen, um das Beteiligungsbüro und sein Anliegen 

auch in den sozialen Netzwerken bekannt und dort aktivierend Infor-

mationen leicht zugänglich zu machen.

B.1.2. Basisaktivierung in den Stadt- und Ortsteilen

Die Mitarbeiter_innen werden in den Stadt- und Ortsteilen bei den 

Initiativen und Vereinen, aber vor Allem auch bei den Einwohner_innen 

die Arbeitsweise, den Auftrag und das Ziel  des Büros vorstellen. Dabei 

wird in offenen Gesprächen und mittels einer lebendigen, aktivieren-

den Methodik erfasst, welche Beteiligungsprozesse bereits in den 

Stadt- und Ortsteilen stattfinden und wie die Einwohner_innen, Initiati-

ven und Vereine bei der Umsetzung von Verfahren unterstützt werden 

können. Auf dieser Grundlage soll den Einwohner_innen die Einleitung 

von bottom-up Beteiligungsprozessen erleichtert werden.  

Langkonzept » Inhalte
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» B. inhaltliche Aufgaben

B.2. Ab 2014 und fortlaufend während Modellzeitraum

Die Aufgaben der Aufbauphase werden in den folgenden Jahre er-

weitert. Wir wollen top-down Beteiligungsverfahren unterstützen, die 

Potsdamer_innen in Fragen der Bürger_innenbeteiligung beraten und 

qualifizieren und an der Gestaltung von Beteiligungsprozessen mitwir-

ken.

B.2.1. Informationsbereitstellung

Während des Modellzeitraums gehört es zu den Aufgaben der Mitar-

beiter_innen des freien Trägers, top-down initiierte Beteiligungspro-

zesse zu recherchieren und verständlich aufzubereiten, sowie diese 

zu kommunizieren und sowohl in Online- als auch in Printmedien zu 

veröffentlichen. 

Unter Nutzung des während der Aufbauphase aufgebauten Netzwer-

kes werden auf der Homepage, in sozialen Netzwerken und in Print-

form in einer Rubrik “Was ist los in den Stadt- und Ortsteilen?” Infor-

mationen dazu bereitgestellt, welche Beteiligungsverfahren aus den 

Stadtteilen heraus initiiert wurden. Für die Einwohner_innen soll so 

die Möglichkeit geschaffen werden, einfach an Informationen darüber 

zu gelangen, was in ihrem Stadt- und Ortsteil in Bezug auf Beteiligung 

und Partizipation passiert. Gemeinsam mit den Mitarbeiter_innen des 

verwaltungsinternen Teils des Büros für Bürgerbeteiligung sollen mit 

diesen Informationen top-down initiierte Beteiligungsprozesse auf 

die Anwendung der Beteiligungsgrundsätze geprüft und gegebenfalls 

verbessert werden.
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Während des gesamten Modellzeitraums dokumentieren die Mitarbei-

ter_innen sowohl den Ablauf, wie auch die Ausgestaltung von Beteili-

gungsprozessen, um ein großes Maß an Transparenz von Beteiligung 

zu gewährleisten. Diese Dokumentation soll dabei als Grundlage für 

die Erarbeitung der Beteiligungsstandards dienen. Dazu gehört auch 

die Dokumentation der eigenen Arbeit und Rolle bei der Unterstützung 

und Begleitung von Beteiligungsverfahren.

Diese Dokumentationen sollen in einen in regelmäßigen Abständen 

erscheinenden Bericht zur Beteiligung in Potsdam einfließen, der den 

Einwohner_innen, der Verwaltung und der Politik über den Ablauf und 

die Anwendung der Beteiligungsgrundsätze bei den abgeschlossenen 

Verfahren und Prozessen berichtet.

Mit diesem Beteiligungsinformationssystem (BIS) wird das Büro ein 

eigenständiges Angebot entwickeln, das einen niedrigschwelligen 

Zugang ermöglicht und mit wenigen Klicks Ansprechpartner_innen 

in der Verwaltung oder in den Stadt- und Ortsteilen bei Anliegen und 

Beschwerden vermittelt.
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» B. inhaltliche Aufgaben

B.2.2. Basisaktivierung in den Stadt- und Ortsteilen

Eine der Kernaufgaben der Mitarbeiter_innen des freien Trägers stellt 

die dezentrale Arbeit in den Stadt- und Ortsteilen dar, die als “Start-

punkt von Beteiligung” bezeichnet werden kann. Dazu gehört in Zu-

sammenarbeit mit den Kooperationspartner_innen direkt vor Ort eine 

Anlaufstelle für die Einwohner_innen zu etablieren. Aber genauso 

bei Aktionstagen und Stadtteilfesten mit Infoständen vor Ort zu sein. 

Ziel dabei ist es, mithilfe offener Gespräche Bedarfe in den Stadt- und 

Ortsteilen aufzunehmen und Beteiligungsmöglichkeiten zu erkennen. 

Während des Gesprächs sollen dann bereits mögliche Handlungsräu-

me aufgezeigt und an Multiplikator_innen, Vereine und Initiativen vor 

Ort verwiesen werden.

Bei Beteiligungsprozessen, die bottom-up initiiert werden, soll das 

Büro für Bürgerbeteiligung eine begleitende und unterstützende Rolle 

einnehmen. Dazu gehört beispielsweise die organisatorische Unter-

stützung bei der Recherche von Informationen und die Vermittlung 

von Räumen vor Ort. Außerdem soll das Büro Einwohner_innen in 

Fragen der Beteiligung beraten: Wie kann ich mein Anliegen am besten 

umsetzen und kommunizieren? Welcher Teil der Verwaltung ist dafür 

zuständig und wie wende ich mich am besten an politische Akteur_in-

nen? Welche Funktion hat das verwaltungsinterne Büro? Dies sind die 

Fragen, die bei dem Beratungsangebot im Mittelpunkt stehen sollen. 

Ansonsten reagiert das Büro flexibel auf die Informationsbedürfnisse 

der Einwohner_innen - insbesondere für diejenigen, die sich das erste 

Mal an einem Beteiligungsprozess beteiligen oder einen solchen initi-

ieren wollen. 

Eine weitere wichtige Aufgabe der Mitarbeiter_innen ist es, die Akteur_

innen vor Ort bei der Einwerbung von Drittmitteln für die Umsetzung 

von Beteiligungsprozessen zu unterstützen. 
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Zur Beförderung des Dialogs vor Ort und des kontinuierlichen Austau-

sches sollen die Mitarbeiter_innen maßgeblich bei der Etablierung von 

offenen, individuellen Strukturen in den jeweiligen Stadt- und Ortstei-

len (wie zum Beispiel Stadtteilforen) beteiligt sein. Dazu gehört, den 

Multiplikator_innen vor Ort organisatorische wie methodische Unter-

stützung bei der Organisation, Bewerbung, Umsetzung, Auswertung 

und Dokumentation zu geben.

B.2.3. Begleitung und Unterstützung von top-down  
Beteiligungsverfahren

Einen ganz wesentlichen Ansatz in der Beteiligungsarbeit nehmen die 

möglichst weitreichenden Gelegenheiten ein, bei denen die Einwoh-

ner_innen als Expert_innen ihrer Lebenswelt wahrgenommen und in 

geplante (und zu eruierende) top-down Verfahren einbezogen werden. 

In enger Abstimmung mit dem verwaltungsinternen Büro und den 

involvierten Entscheidungsträger_innen aus der Verwaltung und dem 

politischen Raum sollen hier die Planungsprozesse einwohner_innen-

nah erarbeitet, vorbereitet, durchgeführt, umgesetzt und dokumentiert 

werden. Dabei kann das Büro für Bürgerbeteiligung bei der Auswahl 

geeigneter aktivierender Methoden unterstützen und die benötigten 

“Türen” in den Stadt- und Ortsteilen und Zielgruppen gemeinsam mit 

den vernetzten Akteur_innen vor Ort öffnen. Die durch die Unterstüt-

zer_innen angebahnten strukturellen Hilfen (z.B. in Form von Räumen, 

Kontakten und Materialien) ermöglichen somit zahlreiche Synergieef-

fekte.
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» B. inhaltliche Aufgaben

B.2.4. Empowerment und Kompetenzvermittlung

Eine weitere große Aufgabe der Mitarbeiter_innen des Büros für Bür-

gerbeteiligung stellt die Vermittlung rechtlicher und formaler Grundla-

gen für Beteiligung an Einwohner_innen, Multiplikator_innen aus den 

Zielgruppen, Vereine und Initiativen dar. Dabei sollen sowohl Möglich-

keiten der Bürgerbeteiligung, welche stadtweite Themen berühren, wie 

auch konkrete Möglichkeiten vor Ort in den Stadt- und Ortsteilen auf-

gezeigt werden. Beachtung finden hierbei die konkreten Beteiligungs-

möglichkeiten bei top-down initiierten Planungs- und Dialogprozessen, 

wie auch jenen, die bottom-up initiiert werden.

Bei der Begleitung und Unterstützung von bottom-up Beteiligungs-

prozessen gehört es zu den Aufgaben der Mitarbeiter_innen, den 

konkreten Handlungsrahmen bei Fragen zur Umsetzung von Beteili-

gungsverfahren aufzuzeigen. Das heißt, den Akteur_innen Hilfestellung 

zu geben, den Rahmen für Möglichkeiten der Beteiligung abzustecken. 

Bei der Umsetzung von Beteiligungsprozessen helfen sie bei der Aus-

wahl geeigneter Instrumente und vermitteln methodische Kompeten-

zen für die Anwendung dieser.

Bei Anfragen aus den Stadt- und Ortsteilen, die einfach gelöst werden 

können, vermitteln die Mitarbeiter_innen in Zusammenarbeit mit dem 

verwaltungsinternen Büro für Bürgerbeteiligung Ansprechpartner_in-

nen in der städtischen Verwaltung.

Langkonzept » Inhalte

B.2.5. Prozessdesign

Erfahrungsgemäß lassen sich gerade im Rahmen von Beteiligungsver-

fahren mit multiplen Ziel- und Interessengruppen die besten Ergebnis-

se durch einen Mix an unterschiedlichen spezifisch an den jeweiligen 

Gruppen ausgerichteten Methoden erzielen. Hierbei müssen die ver-

schiedenen Methoden sinnvoll kombiniert und inhaltlich aufeinander 

abgestimmt werden. Die Unterschiedlichkeit und Komplexität solcher 

Prozesse machen einen sorgfältiges und fachkundiges Design und eine 

ständige organisatorische wie inhaltliche Abstimmung aller Beteiligten 

unumgänglich. Dies kann gerade im Kontext größerer Beteiligungpro-

zesse eine wichtige Aufgabe des Büros für Bürgerbeteiligung sein.
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Kurzfristig: in der Aufbauphase während der ersten 6 Monate

Strukturelle Aufgaben/Inhalte

»	 Erarbeitung einer Geschäftsordnung mit dem verwaltungs-  

	 internen Büro und dem Beteiligungsrat

»	 Vernetzung mit bestehenden Institutionen, Bürgerhäusern,  

	 Vereinen und Initiativen

»	 regelmäßige Arbeitstreffen und Planungskonsultationen mit  

	 den Mitarbeiter_innen des verwaltungsinternen Büros für  

	 Bürgerbeteiligung

»	 Vorstellung bei Gremien und Arbeitsgruppen der städtischen		

	 Fachbereichsverwaltung

Langkonzept » Inhalte

Strukturelle Aufgaben/Inhalte

Langfristig: ab 2014 und während des Modellzeitraums

»	 Zusammenarbeit mit dem verwaltungsinternen Büro

»	 Zusammenarbeit mit dem Beteiligungsrat  

	 (Dokumentation, Evaluation)

»	 Zusammenarbeit mit Institutionen, Vereinen, Bürgerhäusern 		

	 und Initiativen: Förderung von Vernetzung

»	 Erarbeitung von Beteiligungsstandards, Monitoring,

	 Qaulitätsmanagement

»	  Einwerbung von Drittmitteln

»	  Präsenz und Mitarbeit bei Arbeitsgemeinschaften und

	 Gremien
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Kurzfristig: in der Aufbauphase während der ersten 6 Monate

Informationsbereitstellung

»	 Erarbeitung einer Informationsplattform online/print

Basisaktivierung in den Stadtteilen

»	 Vorstellung des Büros und seiner Arbeitsweise in den  

	 Stadtteilen

»	 Bestandsaufnahme der bestehenden Beteiligungsprozesse und 	

	 Bedarfserfassung für Unterstützung

»	  dezentrale Stadtteilarbeit

Langkonzept » Inhalte

Informationsbereitstellung

»	 Fortlaufend: Recherche, Informationsbeschaffung, verständli- 

	 che Aufbereitung,niedrigschwellige Aufbereitung und Bereit- 

	 stellung von Informationen (top-down-Prozesse und -Verfah- 

	 ren, bottom-up-Beteiligungsverfahren, Was passiert in den 		

	 Stadtteilen?)

»	 Dokumentation von Beteiligungsprozessen

» 	 Recherche von Informationen aus den Stadtteilen für die Mitar- 

	 beiter_innen des verwaltungsinternen Büros

» 	 Dokumentation der eigenen Arbeit

» 	 Bereitstellung, Dokumentation, Moderation und Aktualisierung 	

	 der Internetplattform, sowie im Printmedium

» 	 Erarbeitung eines Berichts zur Beteiligung in Potsdam

» 	 Erarbeitung eines Beteiligungsinformationssystems (BIS)

Basisaktivierung in den Stadtteilen

»	 Ansprechbarkeit vor Ort in den Stadtteilen  

	 (Aktionstage, Infostände, Sprechzeiten)

»	 dezentrale Stadtteilarbeit

»	 offene Gespräche, um Bedarfe aufzunehmen

» 	 Hilfe bei der Etablierung und Umsetzung von Stadtteilforen, 		

	 Stadtteilkonferenzen

» 	 Koordinierung, Begleitung und Unterstützung von  

	 bottom-up-Beteiligungsprozessen (organisatorisch,  

	 methodisch, Prozessdesign)

»	  Unterstützung bei der Einwerbung von Drittmitteln

Langfristig: ab 2014 und während des Modellzeitraums
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Langkonzept » Inhalte

Begleitung von top-down-Beteiligungsverfahren

»	 Recherche, Aufbereitung und Veröffentlichung bereits geplanter  

	 top-down initiierter Beteiligungsverfahren

» 	 Kommunikation dieser Verfahren online/print

» 	 methodische und organisatorische Unterstützung bei der  

	 Umsetzung

» 	 kritische Begleitung und Evaluation

Empowerment und Kompetenzvermittlung

»	 Vermittlung rechtlicher und formaler Grundlagen

	 für Beteiligung

» 	 Beratung und Unterstützung bei der Auswahl geeigneter  

	 Intrumente für die Umsetzung von Beteiligungsprozessen  

	 (konkreter Handlungstrahmen, Methoden)

» 	 Ausbildung von und Kompetenzvermittlung an Multiplikatoren 	

	 vor Ort

» 	 Vermittlung eines niedrigschwelligen Zugangs  

	 zu Ansprechpartnern in der Verwaltung

» 	 Prozessdesign

Langfristig: ab 2014 und während des Modellzeitraums
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Um die beschriebenen Ziele umzusetzen, kommen unterschiedliche 

Beteiligungsmethoden zum Einsatz. Hierbei wird zwischen für pots-

damspezifischen Beteiligungsmethoden (A), die in der täglichen Arbeit 

des Büro umgesetzt werden und den allgemeinen Beteiligungsmetho-

den - dem Methodenkoffer (B) - unterschieden, die durch das Büro bei 

Bedarf begleitet, aber auch umgesetzt werden können.

Die für Potsdam spezifischen Methoden sind auf die besonderen Ge-

gebenheiten der Landeshauptstadt zugeschnitten. Sie wurden entwor-

fen, um den jeweiligen Strukturen der einzelnen Stadt- und Ortsteile 

gerecht werden zu können. In diesem Kernbereich finden sich neue 

und lebendige methodische Ansätze, um auf die Einwohner_innen zu 

zugehen, ihr Interesse zu wecken und sie in Beteiligungsprozessen zu 

stärken.

5. Methoden

Langkonzept » Methoden
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A.1. Netzwerkarbeit

Die Bildung und Pflege von zielorientierten Netzwerken ist ein wesent-

liches Element der Aufgabenerfüllung des Büros für Bürgerbeteiligung.

A.1.1. Stadt-/ortsteilbezogenes Multiplikationsnetzwerk:

Wesentliche Aufgabe des Büros ist die Aufnahme und Verteilung von 

beteiligungsrelevanten Informationen. Der Fokus des externen Büros 

liegt dabei auf der Einwohner_innenschaft in den Stadt- und Ortsteilen 

mit ihren jeweiligen Informationsansprüchen und Beteiligungsbedar-

fen. In Kooperation mit den bereits vor Ort aktiven Multiplikator_innen 

wollen wir als Büro in einer Funktion der Netzwerkbetreuung dafür 

Sorge tragen, dass in allen Teilen Potsdams solche personellen Netz-

werke entstehen und daraus mittelfristig ein stadtweites Geflecht 

entwickeln. Innerhalb dieses Netzwerkes sollen die Mitarbeiter_innen 

des Büros im konkreten Fall beraten und vermitteln und durch Kom-

petenz- wie Methodencoaching den Multiplikator_innen Anleitung zur 

Selbsthilfe und zur eigenständigen Weitervermittlung des erworbenen 

Wissens geben. 

A.1.2. Kompetenznetzwerk

Beteiligung braucht Kompetenzen in vielen unterschiedlichen Berei-

chen, die immer wieder als Impulse in Prozesse einfließen sollten. 

Hierfür wollen wir ein vielfältiges Netzwerk aufbauen, in dem Fachleu-

te aus unterschiedlichen Bereichen (Stadtentwicklung, Kommunikati-

on, Verwaltungs- und Politikwissenschaft usw.) integriert sind und ihr 

jeweiliges Wissen bei Bedarf einfließen lassen können.

A. Potsdam spezifische Methoden
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A.1.3. Prozessbegleitungsnetzwerk

Die zum Teil anspruchsvolle Methodik von Beteiligungsprozessen - 

insbesondere in sehr konfliktgeladenen Bereichen - macht häufig eine 

professionelle Prozessbegleitung unentbehrlich. In diesem Sinne wol-

len wir ein aus Moderator_innen, Mediator_innen und Schlichter_in-

nen bestehendes Netzwerk aufbauen. Dieses soll es ermöglichen, im 

Laufe von Beteiligungsprozessen schnell der Situation entsprechend 

methodisch geschultes Personal zu zuverlässigen und überschaubaren 

Konditionen hinzuzuziehen. Hierbei soll zum einen ein Netzwerk aus 

Menschen entstehen, die in Potsdam verwurzelt und daher mit der ört-

lichen Lage vertraut sind und zum anderen eines aus Menschen, deren 

Arbeitsschwerpunkt gezielt nicht in Potsdam liegt und die sich somit 

durch ihre Perspektive von Außen auszeichnen.     
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A.2. Beratungsangebote - Büro für Bürgerbeteiligung 
als Anlaufstelle:

Das Büro soll mit flexiblen wöchentlichen Sprechzeiten sowohl persön-

lich wie per Telefonie und via online-Kommunikation als Anlaufstelle 

für Einwohner_innen dienen und ihnen im Kontext der Beteiligung 

schnelle, unkomplizierte Beratung anbieten. 

A.2.1. Beteiligungsvermittlung:

Ein wichtiger Aspekt ist die Vermittlung von Einwohner_innen und ih-

ren Anliegen an die richtigen Stellen innerhalb der Verwaltung. Oft ist 

es für Einwohner_innen mit sehr spezifischen Anliegen schwierig, auf 

Anhieb die zuständigen Stellen innerhalb der Fachverwaltung sowie 

Zugang den entsprechenden Verwaltungsmitarbeiter_innen zu finden. 

Um langen Wegen und frustranen Missverständnissen in der Kontakt-

aufnahme entgegenzuwirken, soll das Büro kompetent vermitteln und 

niedrigschwellige Zugänge schaffen. 

A.2.2. Beratung und Begleitung bei formalen Beteili-
gungen:

Häufig setzen formalisierte Beteiligungsprozeduren Kenntnisse der 

ihnen zugrunde liegenden gesetzlichen Regelungen und der damit ver-

bunden Verwaltungsverfahren voraus. Einwohner_innen sollen daher 

bei der Teilnahme an diesen Prozeduren durch die Mitarbeiter_innen 

beraten und bei Bedarf begleitet werden. 

» A. Potsdam spezifische Methoden

A.2.3. persönliche und aufsuchende Beratungen:

Die Mitarbeiter_innen des Büros sollen als Netzwerker_innen in den 

Stadt- und Ortsteilen unterwegs sein und den Kontakt mit den Einwoh-

ner_innen suchen. Hierfür sollen sie auf Wunsch der Einwohner_innen 

an Sitzungen von Bürger_inneninitativen, Stadtteilinitiativen, usw. 

teilnehmen und direkt vor Ort nicht nur die jeweiligen Anliegen mit-

nehmen und an das verwaltungsinterne Büro kommunizieren, sondern 

auch unmittelbar Beratung  und Vermittlung anbieten. 

Langkonzept » Methoden
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A.3. dezentrale Stadt- und Ortsteilarbeit:

Neben der zentralen Funktion als Anlaufstelle ist es eine wesentliche 

Aufgabe des Büros, in den Stadt- und Ortsteilen präsent und ansprech-

bar zu sein. Hierbei will das Büro die Bürger- und Begegnungshäuser 

eng in eine entsprechende Kooperation einbinden und hat dafür be-

reits eine ganze Reihe von ihnen gewinnen können.   

A.3.1. mobiles Büro:

Das Büro soll nicht nur an einem zentralen Ort, sondern in ganz Pots-

dam stattfinden. Hierzu möchten wir einerseits mit den Bürger- und 

Begegnungshäusern kooperieren und im Rahmen der Beratungsange-

bote Einwohner_innen aufsuchen, aber auch andererseits mithilfe ei-

nes entsprechend ausgestatteten Beteiligungsmobils unterwegs sein. 

Diesem “rollende Büro” sollen die Einwohner_innen in allen Stadt- 

und Ortsteilen begegnen können.    

A.3.2. Informationsstände / Teilnahme an Stadtteilfesten 
und soziokulturellen Aktivitäten:

In der Aufbauphase und im Zuge von konkreten Beteiligungsprozessen 

soll das Büro an geeigneten öffentlichen Plätzen mittels thematisch 

gestalteter Stände präsent sein und über die jeweiligen Prozesse und 

seine Arbeit informieren. Auch sollen so Möglichkeiten für offene Ge-

spräche mit Einwohner_innen geschaffen werden, um deren Anliegen 

und Feedback aufzunehmen. Dafür will das Büro sich auch intensiv mit 

den bereits aktiven Initiativen und soziokulturellen Akteur_innen aus-

tauschen und die durch diese geschaffenen Anlässe (wie etwa Stadt-

teilfeste, Konzerte, kulturelle Veranstaltungen und Ähnliches) nutzen, 

um vor Ort präsent und ansprechbar zu sein. 

» A. Potsdam spezifische Methoden
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A.3.3. Aktion: “offene Tür Beteiligung” oder “Eingang 
Beteiligung” (Arbeitstitel):

Um insbesondere auch den Einzelhandel und andere mit hoch fre-

quentierten Räumlichkeiten ausgestattete Akteur_innen in die Arbeit 

des Büros einzubeziehen und weitere öffentlich wahrnehmbare An-

knüpfungspunkte zu schaffen, will das Büro die Kampagne “Eingang 

Beteiligung” (Arbeitstitel) entwickeln und umsetzen. Dabei sollen mit 

einem ansprechendem Logo versehene Hinweisschilder (oder auch 

Aufkleber) in den jeweiligen Eingangsbereichen gut sichtbar platziert 

werden, die die Einwohner_innen auf das Büro hinweisen und die 

wichtigen Kontaktdaten aufzeigen. Zudem können alle Akteur_innen, 

die sich an der Kampagne beteiligen damit ihre Unterstützung des 

Büros und seines Anliegens zum Ausdruck bringen.   

A.3.4. Entwicklung und Etablierung spezifischer Beteili-
gungsangebote in den Stadt- und Ortsteilen:

Eine der wichtigsten langfristigen Aufgaben des Büros ist die Entwick-

lung und dauerhafte Etablierung von stadt- und ortsteilspezifischen 

Beteiligungsangeboten (zum Beispiel Stadtteilforen), die auf die jewei-

ligen Strukturen und Bedürfnisse der Einwohner_innen zugeschnitten 

sind und daher gemeinsam mit ihnen entwickelt und durchgeführt 

werden sollen. 
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A.3.5. Beteiligungsnewsletter:

Notwendig für die zufriedenstellende Teilnahme an Beteiligungsprozes-

sen ist die regelmäßige und niedrigschwellige Versorgung mit entspre-

chenden Informationen - allein schon die  eigenständige Recherche 

von wichtigen Informationen beansprucht große zeitliche Ressourcen 

und wirkt damit erschwerend auf Beteiligungsvorhaben. Der Newslet-

ter soll über die stadt- und ortsteilbezogenen Multiplikationsnetzwer-

ke wirken und auf die jeweiligen Bedarfe zugeschnitten sein, um den 

Zugang zu aktiver Beteiligung zu erleichtern.

» A. Potsdam spezifische Methoden

A.4. Entwicklung von Qualitätsstandards und einer dau-
erhaften Beteiligungskultur :

Die langfristige Zielstellung des Büros ist die Etablierung einer kon-

struktiven Beteiligungskultur und die Entwicklung einheitlicher Qua-

litätsstandards für Beteiligungsprozesse. Dies kann nur in enger Zu-

sammenarbeit mit dem verwaltungsinternen Büro geschehen und die 

Methoden dafür müssen gemeinsam entwickelt werden. Im Folgenden 

werden eine Reihe von diesbezüglichen methodischen Vorschlägen 

unterbreitet, die in Abstimmung mit Akteur_innen aus Einwohner_in-

nenschaft, Verwaltung und Politik durch das Büro ausgearbeitet und 

umgesetzt werden könnten. 

A.4.1. “Denkfabrik” Prozessdesign:

Für die konstruktive Durchführung von bottom-up und top-down 

Beteiligungsprozessen müssen immer wieder individuelle Prozesse 

entwickelt werden, die den Bedarfen der Beteiligten und der Komplexi-

tät der Situation gerecht werden. Hierzu soll das Büro gemeinsam mit 

dem verwaltungsinternen Büro sowie dem Beteiligungsrat Arbeitsme-

chanismen - im Sinne einer Denkfabrik - entwickeln, die aufeinander 

abgestimmte Prozessdesignverfahren möglich machen.   

Langkonzept » Methoden
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A.4.2. Beteiligungsatlas (Arbeitstitel):

Potsdam verfügt über eine sehr lebhafte Einwohner_innenschaft, die 

vielfältig engagiert ist. Wir möchten als eine Maßnahme, die ebenfalls 

der Netzwerkbildung und der Bestandsaufnahme dient, einen Beteili-

gungsatlas für unsere Kommune erstellen. Dieser soll nach Stadt- und 

Ortsteilen geordnet aufzeigen, wer was wo und wie macht und wie 

man sich daran beteiligen kann. Der Beteiligungsatlas soll regelmäßig 

aktualisiert als Online- und als Printmedium erscheinen. Er kann insbe-

sondere für die vielen Neupotsdamer_innen eine Übersicht und einen 

Einstiegspunkt eröffnen.

A.4.3. Betriebsanleitung “Beteiligung in Potsdam”  
(Arbeitstitel):

Unsere Kommune verfügt über eine große Zahl an formalen Betei-

ligungsmöglichkeiten, von denen aber viele spezielles Fachwissen 

(Verwaltungsabläufe, öffentliches Recht, Baugesetzbuch, Hauptsatzung 

Potsdams, Geschäftsordnung der StVV usw.) voraussetzen. Wir wollen 

in enger Zusammenarbeit mit dem verwaltungsinternen Büro in einem 

übersichtlichen und leicht verständlichen Handbuch (online und print) 

hierfür einen Leitfaden entwickeln und publizieren, der den Zugang 

und die konstruktive Nutzung der vorhandenen Beteiligungsmöglich-

keiten erleichtert. 

» A. Potsdam spezifische Methoden

A.4.4. Entwicklungsbericht “Beteiligung in Potsdam” 
(Arbeitstitel):

Potsdam weist eine Vielzahl an dynamischen Entwicklungen im Be-

reich der Beteiligung seiner Einwohner_innen auf. Ein regelmäßig 

erscheinender Bericht (online und print) soll die aktuellen Entwicklun-

gen in Potsdam leicht verständlich und übersichtlich darstellen und 

so Entwicklungen des bürgerschaftlichen Engagements in Potsdam 

erfass- und auswertbar machen. Mithilfe dieser sachlichen Abbildung 

kurz-, mittel- und langfristiger Entwicklungen sollen Einwohner_innen, 

Verwaltung und Politik eine bessere Möglichkeit gewinnen, planvoll 

steuernd in die Gestaltung der gewünschten Entwicklungen einzugrei-

fen.     

A.4.5. “Schwellenkatalog Beteiligung” (Arbeitstitel):

Häufig bestehen außerhalb des gesetzlich vorgeschrieben Bereichs 

überaus unterschiedliche Auffassungen darüber, ab wann ein be-

stimmter Vorgang einen wie zu gestaltenden Beteiligungsprozess 

auslösen sollte. Wir möchten in Kooperation mit dem verwaltungsin-

ternen Büro sowie Einwohner_innen ein Modell entwickeln, in dem 

- ergänzend zu den gesetzlichen Regelungen - Schwellen für die Aus-

lösung von Beteiligungsprozessen nachvollziehbar definiert werden. 

Diese wäre ein erster Schritt zu einem konsistenten und anerkannten 

Qualitätsmanagement der Bürgerbeteiligung und ließe sich mittelfris-

tig zu einem Katalog von (soweit möglich) einheitlichen Standards von 

Beteiligung weiterentwickeln.

Langkonzept » Methoden
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In der Praxis steht dieser Methodenkoffer bei Bedarf zur Verfügung. Die 

Zusammenstellung der allgemeinen Beteiligungsmethoden orientiert 

sich an der Praxis und ist in sieben Teilbereiche untergliedert. Diese 

sieben Bereiche sind: Partizipationsmanagement, Onlineinstrumente, 

Planungsmethoden, Befragungsmethoden, Konferenzmethoden, Orga-

nisationsformen für Beteiligung sowie Trainings- und Coachingmetho-

den. Die Bereiche bieten eine Vielzahl von Zugängen, um Beteiligungs-

prozesse zu ermöglichen und Hilfestellungen zu leisten. Die Inhalte 

des Methodenkoffers sind nicht statisch, zum Zeitpunkt der Erstellung 

dieses Konzepts bilden die sieben Bereiche einen logischen Rahmen, 

um Beteiligungsmethoden zuzuordnen. 

Für die Praxis ist der Methodenkoffer so konzipiert, dass er beliebig er-

weiterbar ist. Alle Beteiligungsmethoden werden getestet und können 

entsprechend der Anforderungen modifiziert werden. Ziel ist es, eine 

kontinuierliche Verbesserung dieser Basismethoden zu erreichen, um 

sie für zukünftige Beteiligungsprozesse nutzbar zu machen.

B. Methodenkoffer für Beteiligungsmethoden
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B.1. Methoden zum Partizipationsmanagement

Der Begriff Partizipationsmanagement umfasst im engeren Sinn das 

Informationsmanagement innerhalb des Büros für Bürgerbeteiligung. 

Hierunter werden die Methoden der Dokumentation, Archivierung und 

die Teil- und Gesamtevaluation von Beteiligungsprozessen verstanden.

Aus abgeschlossenen Beteiligungsverfahren können in jeder einzelnen 

Prozessphase eine Vielzahl von Erkenntnissen gewonnen werden. Auf-

grund der konkreten Problemstellung und dem Verhalten der einzelnen 

Akteur_innen findet sich in jedem Beteiligungsverfahren eine spezifi-

sche Verfahrensdynamik.

Im weiteren Sinn wird unter dem Punkt Partizipationsmanagement das 

Informationsmanagement außerhalb des Büros verstanden. Unter An-

derem werden hier Beratung, Information, sowie Wissens- und Kom-

petenzvermittlung für Einwohner_innen verstanden. Darüber hinaus 

bietet das Büro für Bürgerbeteiligung Hilfestellung an, um das Einwoh-

ner_innenengagement zu stärken.

Eine weitere wichtige Methode zur Verbreitung von Informationen ist 

die kontinuierliche Öffentlichkeitsarbeit des Büros, die durch durch 

Pressemitteilungen, die Veröffentlichung von Printmaterialien und 

Online-Publikationen verwirklicht wird.
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» B. Methodenkoffer für Beteiligungsmethoden

B.2. Onlineinstrumente:

Unter Onlineinstrumenten werden breitenwirksame internetbasierte 

Medien verstanden.

Die einzelnen Instrumente wurden ausgewählt, um schon in der Start-

phase des Büros besonders viele Einwohner_innen zu erreichen. Die 

Breitenwirkung soll zu Beginn genutzt werden um den Bekanntheits-

grad des Büros für Bürgerbeteiligung zu erhöhen und eine Etablierung 

der Einrichtung zu ermöglichen.

Im Anschluss ist die kontinuierliche Handhabung von Onlineinstru-

menten fester Bestandteil des Büros. Die Infrastruktur wird zum einen 

genutzt, um Informationen bereitzustellen und zum anderen, um digi-

tale Kommunikationsschnittstellen zur Verfügung zu stellen.
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B.2.1. Webseite des Büros für Bürgerbeteiligung:

Das Büro für Bürgerbeteiligung ist mit einer eigenen Webseite im In-

ternet präsent, die sowohl als Kommunikations- und Informationsplatt-

form sowie als Portal zu weiterführenden Informationen dienen soll. 

Sie ist zentrales Element für weitere Instrumente wie z.B. den Potsda-

mer Beteiligungsatlas, einen Newsletter, Umfragen, Aufrufe, Web 2.0 

Anbindung (Facebook, Twitter) und virtueller Standort des BIS (Beteili-

gungsinformationssystem).

B.2.2. Social Media:

Die bewusste Einbindung von Social Media ist für die Breitenwirkung 

und Erreichbarkeit des Büros von großer Bedeutung, da ein großer 

Teil der Einwohner_innen Social-Media-Strukturen bereits alltäglich 

nutzen. Zum Einsatz kommen populäre Netzwerke wie Facebook oder 

auch Twitter.

B.2.3. Beschwerdemanagementsystem „Maerker-Pots-
dam“

Das Beschwerdesystem „Maerker-Potsdam“ ist seit einigen Jahren im 

Einsatz. Es handelt sich um eine digitale Plattform, in der die Einwoh-

ner_innen Beschwerden und Anfragen an die Verwaltung der Stadt 

Potsdam stellen können.

Das Büro für Bürgerbeteiligung strebt eine Zusammenarbeit, zum Ziel 

der Verbesserung und Wirksamkeit des Beschwerdemanagementsys-

tems an. Das Ziel dieser Arbeit sollte sein, die gemeinsamen Ressour-

cen zu bündeln, um „Maerker-Potsdam“ zu optimieren.
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» B. Methodenkoffer für Beteiligungsmethoden

B.3. Planungsmethoden

Planungsmethoden finden dort Anwendung, wo Entscheidungen für 

die Zukunft getroffen werden müssen. Im Konkreten bedarf es hierbei 

einem Set an praxisnahen und praktikablen Methoden, die dazu kon-

zipiert sind, Meinungen und Standpunkte der Akteur_innen zu vermit-

teln. Der komplexe Verhandlungsvorgang mündet durch den gezielten 

Einsatz von Planungsmethoden in die Formulierung einer Zielstellung. 

Das Büro für Bürgerbeteiligung unterstützt bei der Leitung, Ausrich-

tung und Durchführung der Planungsmethoden. Im Methodenkoffer 

finden sich Planungsmethoden wie: Anwaltsplanung, Bürgerausstel-

lung, Einwohnergutachten durch Planungszellen, Szenariotechnik, 

World-Café oder einen kommunalen Planungsworkshop.

B.4. Methoden zur Einwohner_innenbefragung

Innerhalb der Einwohner_innenschaft eines Stadtteils gibt es eine Viel-

zahl von Einzelmeinungen. Das Erfragen dieser Meinungen, Bedürfnis-

se und Anliegen in der Einwohner_innenschaft kann in manchen Betei-

ligungsfällen sehr nützlich sein. Die Auswertung von Umfragen bietet 

Aufschluss über das Verhältnis von Konsens- und Dissenspotentialen 

in Bezug auf bestimmte Themenkomplexe. Sie hilft, einen Überblick zu 

gewinnen und mehrheitsfähige Zielstellungen zu entwickeln. Neben 

der klassischen Bürger_innenbefragung bietet das Büro für Bürger-

beteiligung die Arbeitsbuchmethode und das Bürger_innenpanel als 

Befragungsmethoden an.
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B.5. Konferenzmethoden

Das erfolgreiche Verhandeln von Meinungen ist der Schlüssel auf dem 

Weg zur Konsensfindung bei der Umsetzung langfristiger Ziele und 

der Suche nach schnellen Lösungen. Die Auseinandersetzung im Dis-

kurs benötigt einen zielorientierten Organisationsrahmen. Um diesen 

Rahmen zu füllen, bieten sich eine Reihe von Konferenzmethoden an. 

Das Büro für Bürgerbeteiligung bietet aktive Hilfestellung bei der Orga-

nisation von Veranstaltungen sowie der Leitung und Umsetzung fol-

gender Methoden an: Erkundungskonferenz, Bürger_innenkonferenz, 

Zukunftskonferenz, Open-Space-Konferenz, Konfliktlösungskonferenz, 

Einwohner_innenkonferenz und die Methode des Runden Tischs. 

B.6. Organisationsformen für Beteilung

Bürgerbeteiligung wird als ein kontinuierlich stattfindender Prozess 

verstanden. Aus diesem Grund bedarf es Organisationsmethoden, die 

einen regelmäßigen Beteiligungsprozess unterstützen. Vor diesem Hin-

tergrund verfolgt das Büro zwei aktivierende Beteiligungsmethoden: 

die Stadtteilarbeit und die Arbeit in Stadtteilforen.

Die Stadtteilarbeit ist von aufsuchender, an klassische Sozialarbeit an-

gelehnter Arbeit geprägt. Die Stadtteilarbeit kann zum Beispiel in Form 

von Haustürgesprächen, aktivierenden Befragungen, Versammlungen 

oder Aktionen in der Öffentlichkeit verwirklicht werden. Sie ist nur 

möglich in enger Kooperation mit den Akteur_innen vor Ort.

Stadtteilforen sind regelmäßig stattfindende Treffen im Stadtteil, die 

zum Austausch und zur Diskussion genutzt werden können. Sie sind 

Plattform zur Organisation von Meinungen und Planung von Beteili-

gungsaktivitäten.
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» B. Methodenkoffer für Beteiligungsmethoden

B.7. Trainings- und Coachingmethoden

Das Büro für Bürgerbeteiligung bietet bei Bedarf im Rahmen von 

Werkstätten, Trainings für Einwohner_innen an. Ziel ist es, langfristig 

ein Multiplikatorennetzwerk in den Stadt- und Ortsteilen aufzubauen. 

Die Multiplikator_innen werden befähigt, selbstständig die Organisati-

on und Ausführung von Beteiligungsprozessen durchzuführen und ihr 

methodisches Wissen an andere Einwohner_innen weiter zu geben. Als 

Trainings- und Coachingmethode bietet das Büro Demokratiewerkstät-

ten und Kompetenzwerkstätten an.

Langkonzept » Methoden
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Beteiligungsmethoden

Partizipationsmanagement

Aufgaben: 	 Dokumentation, Archivierung, Evaluation, Beratung,  

		  Information, Wissens - Kompetenzvermittlung

Ziele: 		  Anlegen eines Wissensspeichers, kontinuierliche 

		  Verbesserung der Arbeitsabläufe

Onlineinstrumente

Aufgaben: 	 Webseite, Socialmedia…

Ziele: 		  Steigerung des Bekanntheitsgrad, Breitenwirkung, 

		  Kommunikationsschnittstelle

Planungsmethoden

Aufgaben: 	 diskursive Beteiligung an Planungsprozessen

Ziele: 		  Verhandlung und Vermittlung von Meinungen zur 

		  Kompromissfindung im Planungsprozess

Befragungsmethoden

Aufgaben: 	 Datenerhebung und statistische Datenanalyse

Ziele: 		  Erstellung, Auswertung und Veröffentlichung von 

		  Stimmungs- und Meinungsbildern

Konferenzmethoden

Aufgaben: 	 Hilfestellung, Organisation, Leitung und Umsetzung 

		  von Konferenzen

Ziele: 		  Erarbeitung von Kompromissen für gegenwärtige und 

		  zukünftige Fragestellungen

Organisationsformen für Beteiligung

Aufgaben: 	 Stadtteilarbeit, Organsiation und Hilfestellung bei  

		  Einwohnerforen

Ziele: 		  Präsenz im Stadtteil, direkter Kontakt mit Einwohner_Innen

Trainings- und Coachingmethoden

Aufgaben: 	 Anleitung und Wissensvermittlung an Multiplikatoren

Ziele: 		  Kompetenzvermittlung, Empowerment für Beteiligungs- 

		  prozesse

Langkonzept » Methoden
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6. personelle Rahmenbedingungen

Im hier vorgeschlagenen Büro für Bürgerbeteiligung sollen im Modell-

zeitraum als Kernteam zwei Stellen mit jeweils 25 Stunden pro Woche 

und eine Stelle mit 20 Stunden pro Woche sowie eine Geschäftsfüh-

rungsstelle mit 5 Stunden pro Woche entstehen.

Die Vergütung der Mitarbeiter_innen orientiert sich an der TVöD mit der 

Einstufung E 10/2. Die geschäftsführende Stelle wird mit E 12/2 einge-

stuft. 

Das Kernteam soll aus Mitarbeiter_innen bestehen, die über eine hohe 

kommunikative Kompetenz und Teamfähigkeit sowie eine gute Kennt-

nis der Stadt Potsdam und der hier tätigen Akteur_innen verfügen. 

Vorzugsweise aber nicht ausschließlich sollte ein akademischer Hinter-

grund sowie einschlägige Erfahrungen in der Projektarbeit sowie mit 

Beteiligungsprozessen unterschiedlicher Art vorliegen.

Das Kernteam soll bei Bedarf durch Honorarkräfte verstärkt werden. 

So etwa bei der Durchführung von Informationskampagnen und ande-

ren personalintensiven Aufgaben. Zudem soll das Büro ehrenamtlich 

tätige Freiwillige wo immer möglich in seine Arbeit einbinden und so 

gleichzeitig seine Wirkungskapazitäten erweitern und den Freiwilligen 

Kompetenzen im Bereich der Beteiligung vermitteln.

Spezielle zeitintensive Tätigkeitsfelder sollen aus der Arbeit des Büros 

ausgelagert werden, sodass das Kernteam seine Ressourcen vollstän-

dig auf die praktische Umsetzung seiner Aufgaben konzentrieren kann. 

Dazu zählt etwa die Administration und technische Betreuung des 

Internetangebots des Büros, die durch einen entsprechend professi-

onellen Anbieter übernommen werden soll. Aber auch die aufwendi-

gen Bereiche der Buchführung und Personalkostenbetreuung sollen 

ausgelagert werden. Hierzu wurden im Vorfeld bereits verbindliche 

Gespräche mit der renommierten Steuerberatungsgesellschaft ETL Dr. 

Dietrich und Bille GmbH aufgenommen. 

Langkonzept » personelle Rahmenbedingungen
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Tabelle1

Seite 1

Finanzierungsplan – Büro für Bürgerbeteiligung

Dreijährige Planung mit Projektstart Oktober 2013 und Projektende Septmeber 2016

2013 2014 2015 2016
Okt.- Dez. Jan. - Dez. Jan. - Dez. Jan. - Sep.

EINNAHMEN

Zuwendung 32.500,00 € 130.000,00 € 130.000,00 € 97.500,00 €

Drittmittel 0,00 € 20.000,00 € 20.000,00 € 20.000,00 €

Summe 32.500,00 € 150.000,00 € 150.000,00 € 117.500,00 €

KOSTEN

Personal
Geschäftsführung a 5 h (TvöD E12/2) 1.606,00 € 6.424,00 € 6.424,00 € 4.818,00 €

Mitarbeiter_in a 25 h (TvöD E10/2) 7.466,00 € 29.863,00 € 29.863,00 € 22.397,00 €

Mitarbeiter_in a 25 h (TvöD E10/2) 7.466,00 € 29.863,00 € 29.863,00 € 22.397,00 €

Mitarbeiter_in a 20 h (TvöD E10/2) 5.973,00 € 23.891,00 € 23.891,00 € 17.918,00 €

Summe 22.511,00 € 90.041,00 € 90.041,00 € 67.530,00 €

Unfallkasse 150,00 € 600,00 € 600,00 € 450,00 €

Fortbildungen 0,00 € 400,00 € 400,00 € 400,00 €

Honorare / Aufwandsentschädigungen 0,00 € 4.000,00 € 4.000,00 € 3.000,00 €

Summe 150,00 € 5.000,00 € 5.000,00 € 3.850,00 €

Verwaltungskosten
Miete – Büro (70m² / 8€ NKM) 1.680,00 € 6.720,00 € 6.720,00 € 5.040,00 €

Nebenkosten – Büro (3,40 € / m² / Monat) 714,00 € 2.856,00 € 2.856,00 € 2.142,00 €

Kommunikation 300,00 € 1.200,00 € 1.200,00 € 900,00 €

Porto, Telefon, Internetanschluss, usw.

Buchhaltung 900,00 € 3.600,00 € 3.600,00 € 2.700,00 €

Fahrt- und Reisekosten 500,00 € 3.000,00 € 3.000,00 € 2.250,00 €

Leasing 900,00 € 3.600,00 € 3.600,00 € 2.700,00 €

PKW (200 € / Monat), Kopierer (100 € / Monat)

technische und Web-Administration 300,00 € 1.200,00 € 1.200,00 € 900,00 €

Büromaterial 300,00 € 1.200,00 € 1.200,00 € 1.200,00 €

Versicherungen 125,00 € 500,00 € 500,00 € 375,00 €

Summe 5.719,00 € 23.876,00 € 23.876,00 € 18.207,00 €

Öffentlichkeitsarbeit
Druckkosten 600,00 € 3.000,00 € 3.000,00 € 2.500,00 €

Honorare Graphik und Layout 300,00 € 1.500,00 € 1.500,00 € 1.000,00 €

Summe 900,00 € 4.500,00 € 4.500,00 € 3.500,00 €

Sachkosten-Veranstaltungen
Tabelle1

Seite 2

Raummieten 0,00 € 3.000,00 € 3.000,00 € 2.000,00 €

Verbrauchsmaterial 200,00 € 1.500,00 € 1.500,00 € 1.000,00 €

Sonstiges (Tagungsgetränke, usw.) 100,00 € 500,00 € 500,00 € 300,00 €

drittmittelfinanzierte Veranstaltungen 0,00 € 20.000,00 € 20.000,00 € 20.000,00 €

Summe 300,00 € 25.000,00 € 25.000,00 € 23.300,00 €

Anschaffungskosten
Büroeinrichtung 620,00 € 500,00 € 500,00 € 0,00 €

elektronische Ausstattung 1.000,00 € 200,00 € 200,00 € 200,00 €

PCs, Telefonanlage, Beamer, Mikros, usw.

Lizenzen für Software 100,00 € 200,00 € 200,00 € 200,00 €

Lizenzen für Methoden 0,00 € 200,00 € 200,00 € 200,00 €

Leasing-Anzahlung PKW 1.000,00 € 0,00 € 0,00 € 0,00 €

Fachliteratur 0,00 € 200,00 € 200,00 € 200,00 €

Aktionsstand 200,00 € 0,00 € 0,00 € 0,00 €

sonstige Anschaffungen 0,00 € 283,00 € 283,00 € 313,00 €

Summe 2.920,00 € 1.583,00 € 1.583,00 € 1.113,00 €

Summe 32.500,00 € 150.000,00 € 150.000,00 € 117.500,00 €
Differenz 0,00 € 0,00 € 0,00 € 0,00 €

7. Sächliche und finanzielle Rahmenbedingungen

Durch die Anbindung an das Stadtteilnetzwerk Potsdam-West e.V. kann 

das Büro für Bürgerbeteiligung seine Arbeit sofort aufnehmen, da es 

dessen räumliche und infrastrukturellen Möglichkeiten aktiv mitnutzen 

kann. Dies ist eine praktische Ausgangslage, da das Büro so ohne Vor-

laufzeit über kostengünstige Arbeitsräume verfügt und daher neben 

der geplanten Anmietung, Einrichtung und Inbetriebnahme seiner ei-

genen Räumlichkeiten direkt mit seiner Arbeitstätigkeit beginnen kann.

Neben der Zuwendung durch die LHP ist die konsequente Einwerbung 

von Drittmitteln ein wichtiger Aufgabenbereich des Büros. Hierzu soll 

eine breit angelegte Fördermittelstrategie entworfen und umgesetzt 

werden, die sowohl öffentliche Mittelgeber auf Landes-, Bundes- und 

Europaebene wie auch privatrechtliche Organisationen wie etwa Stif-

tungen anspricht. 

Zielstellung hierbei ist  - nach Abschluss der Aufbauphase - pro Jahr 

des Modellprojekts die Einwerbung von mindestens 20.000 € als zu-

sätzliche projektbezogene Mittel.
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8. Sicherstellung der Aufgabenerfüllung und Evalu-
ation des Modellprojekts 

Die Arbeit des Büros für Bürgerbeteiligung wird nach vorliegender 

Beschlusslage durch den Beteiligungsrat begleitet. Dieser ist mit dem 

verwaltungsinternen und dem verwaltungsexternen Büro in eine 

gemeinsame Geschäftsordnung einzubinden. Diese soll die produkti-

ve Zusammenarbeit verbindlich regeln und im Laufe des Projekts den 

praktischen Erfahrungen aller Beteiligten gemäß weiterentwickelt wer-

den. Diese Konstellation - in der der Beteiligungsrat ständig über die 

jeweilige Arbeit und vor allem auch das Zusammenwirken beider Teile 

des Büros informiert wird und diese kritisch bewertet - gewährleistet 

für das Modellprojekt ein konstruktives und demokratisches Korrektiv. 

Durch die öffentliche Natur des Beteiligungsrates ist zudem die Her-

stellung einer kritischen Öffentlichkeit qua Berichterstattung der loka-

len Medien sichergestellt. Zudem ist durch die gültige Beschlusslage 

bereits eine begleitende wissenschaftliche Evaluation vorgesehen.

Neben dieser Konstellation und der begleitenden wissenschaftlichen 

Evaluation müssen jedoch sowohl das externe wie das interne Büro 

Strategien entwickeln, um auch eigenständig die Sicherstellung ihrer 

Funktionstüchtigkeit und Aufgabenerfüllung zu gewährleisten. Dabei 

spielt insbesondere die konstruktive und gleichberechtigte Zusammen-

arbeit der beiden Büroteile eine herausragende Rolle.

Hierfür schlägt dieses Konzept vier ineinandergreifende und bewährte 

Methoden vor. Diese sollen zwar von externen Büro in jedem Fall für 

seine eigene Arbeit angewendet werden - müssen jedoch um ihre volle 

Wirksamkeit zu entfalten, zusammen mit der LHP als Zuwendungs-

geber, dem Beteiligungsrat als Korrektiv und dem internen Büro als 

Partner abgestimmt werden.
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Erstens soll die Arbeit der beiden Teile des Büros durch jeweils eine 

formative Evaluation während der Modellphase begleitet werden. 

Zweitens sollen die Mitarbeiter_innen sich einer regelmäßigen Su-

pervision unterziehen, wie sie für soziale Berufe erprobt ist. Drittens 

sollen unter den Mitarbeiter_innen des Büros regelmäßig Sitzungen 

zur Intervision durchgeführt werden. Viertens soll die Arbeit des Büros 

nach Ablauf des Modellzeitraums erneut einer summarisch Evaluation 

unterzogen werden. Diese soll die Ergebnisse der jeweiligen formati-

ven Evaluationen und die Resultate der Super- wie Intervisionsprozes-

se zusammenführen und mit Blick auf Arbeitsstrukturen, Aufgabener-

füllung und Weiterentwicklungspotenziale auswerten.  

Es soll hierfür eine externe Evaluation und Supervision gewonnen 

werden, die Erfahrung in der Bewertung und Begleitung sozialer 

Organisationen hat. Die Evaluation/Supervision soll stark partizipativ 

an allen Beteiligten (internes und externes Büro, LHP, Beteiligungsrat) 

ausgerichtet sein und umsetzbare Erkenntnisse für die unmittelbare 

Weiterentwicklung des Büros erbringen. Da gesammelte Daten in ho-

hem Maße der Interpretation in einem gegeben Kontext bedürfen und 

Qualitätsurteile auch Werturteile und damit nur teilweise statistisch zu 

erfassen sind, ist es insbesondere wichtig in der Planung und Durch-

führung der Evaluation/Supervision/Intervision alle beteiligten Grup-

pen mit einzubeziehen. 
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Unterstützererklärungen » Chill Out e.V.
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Unterstützererklärungen » Cultus  UG
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Unterstützererklärungen » INWOLE e.V.
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Unterstützererklärungen » Diakonisches Werk Potsdam e.V.

  
 
Straßensozialarbeit, aufsuchende Arbeit, mobile Jugendarbeit – es gibt viele Bezeichnungen für 
unseren Ansatz, Jugendliche und junge Erwachsene an ihren Orten aufzusuchen, ihnen 
zuzuhören und für sie Ansprechpartner zu sein.  
 
Wir betreuen täglich Jugendliche und junge Erwachsene, welche sich in Gruppen im 
öffentlichen Raum aufhalten und dort größtenteils ihre Freizeit verbringen. Dabei werden sie 
von anderen Angeboten der Jugendhilfe nicht mehr erreicht oder meiden diese.  
Wir stellen den Kontakt zu diesen Gruppen her und streben eine vertrauensvolle und tragfähige 
Beziehung zu ihnen an. Wir bieten Beratung und Hilfe in allen Lebensbereichen und helfen 
dabei Schwellen zu überwinden und Türen zu öffnen. 
 
Wir entwickeln gemeinsam mit Jugendlichen Perspektiven für ihr Leben und ermutigen sie, ihre 
Eigenverantwortung wahrzunehmen. Wir helfen bei der Bewältigung des Alltags und stehen 
ihnen auch in Not- oder Krisensituationen als verlässlicher Partner zur Seite.  
Wir thematisieren Probleme wie Sucht, Rassismus, Obdachlosigkeit oder Arbeitslosigkeit.  
Wir haben immer ein offenes Ohr für Jugendliche und junge Erwachsene. 
 
Mit unserem 5köpfigen Team sind wir regelmäßig in allen Stadtteilen Potsdams präsent.       
Wir bieten bedarfs- und cliquenorientiert Freizeitaktionen und Projekte an. Wir versuchen den 
öffentlichen Freiraum für Jugendliche und junge Erwachsene zu erhalten und auszubauen.    
Wir sind vernetzt mit anderen Jugendhilfeeinrichtungen der Stadt Potsdam und arbeiten in 
zahlreichen Arbeitskreisen und Fachgremien mit. 

Im Rahmen sozialräumlicher und stadtweiter Entwicklungsprozesse bringen wir uns als aktiver 
und parteilicher Akteur im Sinne unserer Jugendlichen und jungen Erwachsenen ein. Dabei 
versuchen wir die Anliegen unserer Zielgruppe so zu transportieren und zu übersetzen, dass wir 
eine Sensibilisierung für ihre Bedürfnisse in Verwaltung und Öffentlichkeit erreichen. Durch 
aktive Mitarbeit in gemeinwesenbezogenen Strukturen wollen wir die Lebensbedingungen und –
qualität nicht nur von Jugendlichen und jungen Erwachsenen verbessern. 
 
 
 
Für weitere Informationen: 
 
 
Diakonisches Werk Potsdam e.V.   Tel: 0331 – 740 72 60 
Wildwuchs Streetwork     Fax: 0331 – 740 72 64 
Posthofstraße 9 
14467 Potsdam      streetwork@wildwuchs-potsdam.de 
        www.wildwuchs-potsdam.de 
 

 

 

 
 
 

Wildwuchs Streetwork 
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Unterstützererklärungen » Bürgerhaus am Schlaatz Unterstützererklärungen » Treffpunkt Freizeit
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Unterstützererklärungen » Kinder- und Jugendbüro Potsdam Unterstützererklärungen » Projektladen Drewitz
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Unterstützererklärungen » AWO Unterstützererklärungen » AWO
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Unterstützererklärungen » Groß Glienicker Begegnungshaus e.V.
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